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VON FIDEL ZU RAÚL – DIE DEMOKRATIE MUSS WARTEN

Kuba – Im Herbst der Patriarchen
Franziska Stehnken

Das kubanische System 
ist resistent

Das zu Ende gegangene Jahr 2009 be-
gann für Kuba mit einem besonderen Ju-
biläum. Vor genau 50 Jahren siegte am 
1. Januar 1959 die Guerillabewegung 
unter ihrem Anführer Fidel Castro über 
den damaligen Diktator Fulgencio Ba-
tista. Seitdem regierte Fidel Castro 49 
Jahre lang ununterbrochen die Insel 
und verfehlte damit nur knapp sein ei-
genes 50-jähriges Regierungsjubiläum. 
Der heute 83-jährige Fidel Castro präg-
te den Alltag und die Sozialisierung der 
Kubanerinnen und Kubaner, die keine 
andere politische Führungsfigur als den 
ewigen, beinahe unsterblich scheinen-
den líder máximo kannten. Unter seiner 
Führung wurde das politische System 
über zahlreiche Krisen hinweg gerettet. 
Das größte Erstaunen löst dabei die Tat-
sache aus, dass es Kuba geschafft hat, 
jeglichem Demokratisierungsdruck zu 
widerstehen. Der Theorie nach hätten 
bestimmte sozioökonomische und inter-

Ein halbes Jahrhundert nach der kubani-
schen Revolution übertrug Fidel Castro 
die Macht an seinen nur fünf Jahre jün-
geren Bruder Raúl. Die Machtübergabe 
kann jedoch keineswegs als demokrati-
scher Aufbruch gewertet werden. Ge-
nauso wenig wie der Zusammenbruch 
des osteuropäischen Sozialismus Kuba 
etwas anhaben konnte, widersteht Kuba 
immer noch jedem Demokratisierungs-
druck. Franziska Stehnken geht der Fra-
ge nach, wie Kuba es bisher geschafft 
hat, das Überleben seines autoritären 
Systems zu gewährleisten. Die gegen-
wärtige Reformpolitik auf Raten zielt 
darauf ab, die Akzeptanz des Regimes 
und das Erbe der kubanischen Revoluti-
on zu sichern. Der Staat als „Torwächter“ 
belohnt die Systembefürworter, regu-
liert den begehrten Zugang zum Devi-
sensektor, kontrolliert jegliche Form der 
Op position und bestraft die Systemgeg-
ner. Dabei kann sich der bürokratisch-
autoritäre Herrschaftsapparat auf Mi-
litär und Partei als wesentliche Stützen 
des Systems verlassen. Der „kreative“ 
Umgang mit ideologischen Weltbildern, 
die Pflege altbewährter Feindbilder – so 
die USA als „treuer Feind im Norden“ 
– und die wohlfahrtsstaatlichen Leistun-
gen sind entscheidende Legitimations-
quellen, welche die Stabilität des auto-
ritären Regimes garantieren. � �

nationale Entwicklungen in Kuba eine 
Dynamik des Systemwechsels auslösen 
können. Das kubanische autoritäre Sys-
tem zeigte sich allerdings als äußerst 
resistent.
Mindestens zwei Ereignisse der letzten 
Dekaden können hierfür exemplarisch 
angeführt werden: (1) Mehr als 30 Jahre 
lang gehörten der Ostblock und insbe-
sondere die Sowjetunion nicht nur zu 
den wichtigsten politisch-ideologischen 
Verbündeten Kubas, sondern auch zur 
überlebenswichtigen ökonomischen Ba-
sis der Tropeninsel. Daher wurde mit 
dem Zusammenbruch des osteuropäi-
schen Sozialismus erwartet, dass der 
Kollaps der kubanischen Ökonomie und 
die damit verbundenen gesellschaftli-
chen Unruhen sich unweigerlich auch 
auf die politische Ebene übertragen 
würden. Man ging davon aus, dass Ku-
ba die spürbaren Folgen des seit 1962 
existierenden US-amerikanischen Wirt-
schafts-, Handels- und Finanzembargos 
nicht mehr kompensieren könne. Die 
wirtschaftlich am Boden liegende und 
diplomatisch isolierte Insel würde sich 
dem Demokratisierungsdruck der nur 
wenige Kilometer entfernten USA beu-
gen müssen. Wider Erwarten ließ sich 
Kuba nicht von der weltweiten dritten 
Welle der Demokratisierung der 1980er 
und 1990er Jahre erfassen. Das politi-
sche System zeigte sich als überra-
schend stabil und sogar anpassungsfä-
hig – zwei Eigenschaften, die autoritä-
ren Systemen lange Zeit nicht zugestan-
den wurden. Kuba schaffte es sowohl, 
die Folgen der schweren Wirtschaftskri-
se Anfang der 1990er Jahre zu überwin-
den und seine ökonomischen Außenbe-
ziehungen neu zu gestalten, als auch die 
delegitimierte kommunistische Ideolo-
gie durch eine neue nationalistisch-po-
pulistische Staatsdoktrin zu ersetzen. (2) 
Im Jahr 2006 wurde die Resistenz Ku-
bas gegenüber einem demokratischen 
Systemwechsel erneut auf die Probe 
gestellt. Niemand erwartete ernsthaft, 
dass der Patriarch Fidel Castro zu Leb-
zeiten jemals auf seinen Führungsan-
spruch freiwillig verzichten würde. Es 
löste daher allgemeine Verwunderung 
aus, dass der krankheitsbedingte Rück-
trit t der charismatischen Führungsfigur 
Fidel Castro und die Übergabe seiner 
formalen Ämter an seinen Nachfolger 
und fünf Jahre jüngeren Bruder Raúl 
Castro bisher nicht zu größeren politi-
schen Veränderungen geführt haben. 
Während sich unter Exilkubanerinnen 

und Exilkubanern in Miami bereits das 
Gerücht über den Tod Fidel Castros ver-
breitete und der bevorstehende demo-
kratische Wandel auf Kuba samt damit 
verbundener Hoffnungen auf die Rück-
kehr in die Heimat gefeiert wurde, gab 
es in Kuba keinerlei Anzeichen von poli-
tischem Chaos oder spontanen Unru-
hen. Wider Erwarten hat die Nachfol-
geregelung von dem einen zu dem an-
deren Castro bisher nicht zu einem de-
mokratischen Systemwechsel geführt. 
Die Schlüsselfrage scheint also zu sein, 
wie es Kuba bisher geschafft hat, das 
Überleben seines autoritären Systems 
zu garantieren. Was hält das politische 
System Kubas im Innersten zusammen 
und worauf basiert dessen offensichtli-
che Langlebigkeit, Stabilität und Belast-
barkeit?

Die Säulen des Machterhalts

Bis vor kurzem schien es kaum möglich, 
sich ein Kuba vorzustellen, an dessen 
Spitze nicht Fidel Castro thronen würde. 
Seit Februar 2008 ist Raúl Castro offi-
ziell Staats- und Regierungschef. Er 
kämpfte an Fidels Seite in der Guerilla-
Armee, amtierte 49 Jahre lang als Ver-
teidigungsminister und stand seit der 
Institutionalisierung der Revolution in 
den 1970er Jahren als treuester Vize 
im Schatten seines Bruders. Welche 
Machtstrukturen hinterließ Fidel Castro 
als Erbe seiner knapp 50-jährigen poli-
tischen Führung, auf die Raúl Castro nun 
zurückgreifen kann, um das Überleben 
und die Stabilität des Systems zu garan-
tieren?

Die Macht des Staates als Torwächter – 
ein wirkungsvolles Instrument

Anfang der 1990er Jahre drohten die 
ökonomische Krise und die Versor-
gungsengpässe zu einem größeren po-
litischen Problem zu werden. Das Dilem-
ma bestand darin, (1) auf den gesell-
schaftlichen Druck nach wirtschaftli-
cher Verbesserung zu reagieren, (2) die 
Befürworter innerhalb der Partei und 
Regierung für eine wirtschaftliche und 
politische Öffnung ruhigzustellen bzw. 
wieder für die Unterstützung des Sys-
tems zu gewinnen und (3) die altrevolu-
tionären, systemtreuen Reformgegner 
als größte und wichtigste Machtbasis 
nicht durch zu weitgehende Reformen 
zu verlieren. Die politische Stabilität 
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wurde in erster Linie dadurch gesichert, 
dass der kubanische Staat mit kon-
trollierten und auf wenige Bereiche 
begrenzten ökonomischen Liberalisie-
rungsmaßnahmen reagierte. Da die 
stark importabhängige kubanische 
Wirtschaft dringend auf Devisenein-
nahmen angewiesen war, konzentrier-
ten sich die anfänglichen Reformen zu-
nächst auf die schrit tweise Öffnung des 
Exportsektors für ausländisches Kapital 
(vor allem Tourismus, Nickelförderung, 
Bio- und Pharmatechnologie, Telekom-
munikation, Öl- und Gasförderung etc.). 
Über die Legalisierung des US-Dollars 
konnte der Staat Rücküberweisungen 
emigrierter Kubaner an ihre auf Kuba 
verbliebenen Familienangehörigen sti-
mulieren und über staatliche Devisenlä-
den abschöpfen. Es folgten Reformen im 
Binnensektor: private Bauernmärkte 
wurden wieder zugelassen, selbststän-
dige Arbeit auf eigene Rechnung im 
Dienstleistungs- und Kleingewerbe er-
laubt und zentralistische Agrar- und Zu-
ckerbetriebe an selbstverwaltete Pro-
duktionsgenossenschaften verpachtet. 
Durch diesen schrit tweisen Reformpro-
zess konnte das Überleben und die Sta-
bilität des politischen Systems gewähr-
leistet werden.
Der begrenzte Reformprozess war vor 
allem deshalb politisch überlebens-
wichtig, weil er die Macht des Staates 
vergrößerte, über materielle Anreize 
und Machtreserven Systembefürworter 
stärker zu belohnen und Systemgegner 
stärker zu bestrafen. Dies gelang über 
eine durch die Reformen hervorgerufe-
ne Spaltung der Wirtschaft in unter-
schiedlich profitable Bereiche, wobei 
der Besitz bzw. Nichtbesitz von Devisen 
über das Niveau des Lebensstandards 
entscheidet. Von der planwirtschaftlich 
gelenkten, stagnierenden Peso-Wirt-
schaft wurde der höchst profitable De-
visensektor abgekoppelt, über den der 
Staat aufmerksam wacht.
Die neue Macht des Staates besteht da-
rin, dass er das Monopol eines Tor-
wächters oder gate-keepers besitzt, 
der darüber entscheidet, wem in der 
Gesellschaft in welchem Maße Zugang 
zum profitablen Devisensektor gewährt 
oder verwehrt wird. Da die Unterstüt-
zung des Militärs und des Sicherheits-
apparates sowie der Funktionäre im 
Partei- und Staatsapparat für das Über-
leben des Systems von zentraler Bedeu-
tung sind, gehören sie zu den Hauptge-
winnern der fragmentierten Wirtschaft. 
Ihre Loyalität wird über den Zugang 
zum Devisensektor mit lukrativen Ge-
hältern, Möglichkeiten zur persönlichen 
Bereicherung und alltäglichen Privilegi-
en belohnt. Sie profitieren aber nicht 
nur selbst vom Torwächter-Staat, son-
dern bewachen und kontrollieren quasi 
den Torzugang zum Devisensektor für 
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KUBA – IM HERBST DER PATRIARCHENdie Gesellschaft, indem sie beispiels-
weise die begrenzte Zahl der begehr-
ten Arbeitsplätzen in diesem Sektor an 
Parteimitglieder und systemkonforme 
Bürger verteilen oder etwa die mittler-
weile weitverbreiteten illegalen Devi-
senbeschaffungsmaßnahmen bei ent-
sprechenden Bestechungsgeldern dul-
den. Das Interesse der Elite am eigenen 
Machterhalt wird somit unweigerlich 
mit dem Interesse an der Stabilität des 
politischen Systems verknüpft. Die Zu-
stimmung zum System geschieht entwe-
der aus Überzeugung wie im Falle der 
Altrevolutionäre oder aus Opportuni-
tät.
All jene, die sich ihrer Machtposition 
aufgrund der persönlichen Verbindung 
zu Fidel Castro zu sicher sind, werden 
auch unter Raúl Castro immer wieder 
daran erinnert, wie schnell man wegen 
zu starker Machtgelüste und Eigeninter-
essen oder zu starker Reformbefürwor-
tung in Ungnade fallen und auf der Kar-
riereleiter absteigen kann, wenn da-
durch die Balance innerhalb der Elite 
gefährdet scheint. Raúl Castro hat im 
Jahr 2009 mit der überraschenden Äm-
terenthebung der prominentesten ku-
banischen Politiker Felipe Perez Roque 
(seit 1999 Außenminister) und Carlos 
Lage (Sekretär des Exekutivkomitees im 
Ministerrat und Architekt der Wirt-
schaftsreformen der 1990er Jahre) in 
dieser Hinsicht ein wirkungsvolles Sig-
nal gesetzt.
Der Staat agiert aber nicht nur inner-
halb der Wirtschaft als gate-keeper, 
sondern auch im Bereich der Diskurse 
und Ideen. Mit dem Zusammenbruch 
des sozialistischen Ostblocks wurde Ku-
ba seiner bisherigen kommunistischen 
Ideologie beraubt. Auch in dieser Hin-
sicht erwies sich der kubanische Staat 
als anpassungsfähig. Der Staat grif f 
stärker auf Ideen kubanischer Natio-
nalhelden wie José Martí zurück und 
verabschiedete sich von der marxis-
tisch-leninistischen Ideologie. Es wurde 
die Erinnerung an den ursprünglich na-
tionalistischen, anti-imperialistischen 
Charakter der kubanischen Revolution 
reaktiviert. Der Staat profilier t sich da-
bei als Schutzherr der nationalen Sou-
veränität und stilisiert die USA zum 
Feindbild, um die kubanische Revolution 
samt ihrer Errungenschaften und die 
Unabhängigkeit der Nation vor äuße-
rer Einmischung zu bewahren. Er gibt 

dabei den ideologischen Rahmen vor, 
außerhalb dessen alternative Diskurse 
und Ideen zum sozialistisch geprägten 
Nationalismus nicht geduldet werden. 
Es ist der Staat als gate-keeper, der da-
rüber entscheidet, wer wie viel „Zu-
gang“ zur Vernetzung mit und Verbrei-
tung von Informationen und Gegendis-
kursen innerhalb der kubanischen Be-
völkerung erhält und damit öffentlichen 
Raum besetzen darf. Der Zugang wird 
beispielsweise über das staatliche Ge-
walt- und Informationsmonopol, die Be-
schneidung individueller und kollektiver 
Freiheiten und die Förderung der Exil-
Option kontrolliert. Als systemgefähr-
dend wahrgenommene Versuche, die 
die Machtkonstellation, die politisch-
ideologische Hegemonie des Systems 
oder das staatliche Informations- und 
Medienmonopol herausfordern, wer-
den mit Repressionen, Sanktionen und 
öffentlicher Diffamierung beantwortet. 
Warum der kubanische Staat seine 
gate-keeper-Funktion bisher relativ er-
folgreich wahrnehmen konnte, hat ei-
nerseits mit der Stabilität der institutio-
nellen Strukturen in Politik und Wirt-
schaft und insbesondere mit der Rolle 
der Bürokratie, der Partei und des Mili-
tärs zu tun. Andererseits hat es der ku-
banische Staat geschafft, die nötige Le-
gitimation in der Gesellschaft für das 
System zu generieren.

Entscheidungsmonopol der Exekutive 
und überlappende Macht- und 
Verwaltungsstrukturen 

Es waren die mit der kubanischen Revo-
lution verbundenen sozialistischen Ent-
wicklungsziele, die einen starken und 
gegenüber der Gesellschaft geschlos-
senen Zentralstaat legitimierten. Die 
kubanische Bevölkerung wurde sozial 
und wirtschaftlich integriert, indem sie 
von der politischen Teilhabe ausge-
schlossen wurde. Kennzeichnend für die 
Form des neuen Staates ist der bürokra-
tisch-autoritäre Charakter, der durch 
die Übernahme des sowjetsozialisti-
schen Planungs- und Lenkungssystems 
in der Wirtschaft noch verstärkt wurde. 
Um die mit der Revolution versproche-
nen wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen 
flächendeckend umzusetzen, die Indus-
trialisierungsversuche auf nationaler 
Ebene zu realisieren und später die 
über den Außenhandel generierten 
Ressourcen zu verwalten und zu vertei-
len, wurde ein staatlicher Bürokratieap-
parat aufgebaut, der die autoritär fest-
gelegten Ziele möglichst effizient umzu-
setzen versuchte. Die kubanische Büro-

Kuba im Herbst der Patriarchen: Ein hal-
bes Jahrhundert nach der kubanischen 
Revolution übertrug Fidel Castro nach 49 
Jahren die Macht an seinen nur fünf Jahre 
jüngeren Bruder Raul. Die Machtüberga-
be kann jedoch keineswegs als demokrati-
scher Aufbruch gewertet werden.

picture alliance/dpa
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kratie wurde zur politischen Basis des 
neuen Entwicklungsstaates, um die von 
oben gelenkte Entwicklung planwirt-
schaftlich und autoritär durchzusetzen.
Im Zuge der engeren ökonomischen 
Bindung an die Sowjetunion wurden in 
den 1970er Jahren auch die Strukturen 
des politischen Systems nach sowjeti-
schem Vorbild institutionalisiert. Nach 
dem Leninschen Prinzip des „demokrati-
schen Zentralismus“ wurden hierarchi-
sche Staats- und Parteistrukturen aufge-
baut, wonach alle Beschlüsse für jeweils 
nachgeordnete Instanzen verbindlich 
sind. Im Unterschied zum sowjetso-
zialistischen Staatstaufbau sind die 
Machtbefugnisse im kubanischen Staat 
noch stärker auf die Führungsspitze zu-
geschnitten. Die Macht des Staates ist 
eindeutig auf die Exekutive in Form des 
Staats- und Ministerrates konzentriert, 
während Parlament und Justiz ver-
gleichsweise machtlos sind und der 
Kontrolle der Exekutive unterliegen. Der 
relativ kleine Personenkreis, der den 
Staats- und Ministerrat dominiert und 
die politische und wirtschaftliche Ent-
scheidungsmacht monopolisiert, ist 
gleichfalls identisch mit den höchsten 
Kadern und Entscheidungsträgern im 
Politbüro der Kommunistischen Partei. 
Die umfassende Neubildung von Re-
gierung und Partei unter Raúl Castro 
hat diesen Trend bestätigt. An der Spit-
ze dieser personell überlappenden 
Machtstrukturen zwischen Staat, Regie-
rung und Partei thront gegenwärtig 
Raúl Castro. Er ist zugleich Staats- und 
Regierungschef und damit von Amts we-
gen auch Oberbefehlshaber der Streit-
kräfte. Darüber hinaus ist er hinter sei-
nem Bruder Fidel Castro Vize-General-
sekretär im Politbüro und im Zentralko-
mitee der Kommunistischen Partei. Diese 
Ämterkonzentration gewährt Raúl Cast-
ro starke institutionelle Machtbefugnis-
se, die auf hierarchischen Entschei-
dungsprozessen, einer übermächtigen 
Exekutive und der Kohäsion der Elite 
basiert. 

Militär und Partei als Stabilitätsanker 
und Retter in der Not

Dass hierarchisch-zentralistische Macht-
strukturen den Staatsapparat nicht per 
se lähmen, unflexibel und partizipati-
onsfeindlich machen, zeigt die Rolle 
des kubanischen Militärs und der Kom-
munistischen Partei. Die kubanischen 
Streitkräfte und die Kommunistische 
Partei gehören seit der Revolution 1959 
zu den wichtigsten Stützen des politi-
schen Systems, wobei die Streitkräfte 
immer ein größeres Gewicht gegenüber 
der Partei hatten. Historisch mag es da-
rauf zurückführen sein, dass sich politi-
sche Strukturen in Kuba anders als in 
den sozialistischen Systemen Osteuro-

pas nicht aus der Kommunistischen Par-
tei, sondern aus dem bewaffneten Gue-
rilla-Kampf mit Fidel Castro als maximo 
líder heraus entwickelten und die Streit-
kräfte daher eine besondere historische 
Legitimation genießen.

Das Militär

Das kubanische Militär gehört zu der 
am besten organisierten, prestigeträch-
tigsten und einflussreichsten Institution 
in Kuba. Das Militär genießt in der Be-
völkerung ein relativ hohes Ansehen, 
weil es bei gesellschaftlichen Unruhen 
nie direkt gegen sie eingesetzt wurde 
und weil es seit den 1960er Jahren ge-
rade in wirtschaftlichen Krisenzeiten ei-
ne überlebenswichtige Rolle spielte. 
Während die kubanische Führung ab 
Mitte der 1980er Jahre mit der sich ab-
zeichnenden Wirtschafts- und Versor-
gungskrise zu kämpfen hatte, drohte 
über das von der Sowjetunion ausgebil-
dete und finanzierte kubanische Militär 
das Überschwappen sowjetischer Öff-
nungstendenzen. Diese doppelte Ge-
fahr der Destabilisierung machte es not-
wendig, die politische Kontrolle über 
das im Ausland zunehmend autonom 
agierende Militär wiederzuerlangen 
und die Kompetenzen des Militärs für 
die am Boden liegende Wirtschaft her-
anzuziehen. Dies gelang neben der 
personellen Verkleinerung und der Ent-
ledigung nicht loyaler Militärs im We-
sentlichen über die Einbindung in die 
Überlebensstrategie des Systems. Dem 
Militär wurden sowohl innenpolitische 
als auch ökonomische Aufgabenberei-
che übertragen. Seit 1989 untersteht de 
facto das Innenministerium und damit 
der repressive Polizei-, Sicherheits- und 
Geheimdienstapparat dem Verteidi-
gungsministerium, das Raúl Castro 49 
Jahre lang leitete und das mittlerweile 
von einem ihm gegenüber loyalen Ge-
neral geführt wird. Viel wichtiger für die 
politische Stabilität und Überlebensfä-
higkeit war die Einbindung der für Kont-
rolle und Disziplin bekannten Militärs 
in den wirtschaftlichen Reformprozess. 
Die Militärs brachten fortan ineffizi-
ent wir tschaftende Staatsbetriebe auf 
Vordermann, produzierten Grundnah-
rungsmittel in militärgeführten Agrar-
betrieben und leiteten die Wirtschafts-
zweige im lukrativen devisenbasierten 
Sektor. Mittlerweile untersteht dem Ver-
teidigungsministerium eine Betriebshol-
ding, deren militärgeführte Betriebe 
für ca. 90 Prozent des Exportvolumens, 
60 Prozent der Devisentransaktionen, 
60 Prozent der Tourismuseinnahmen 
verantwortlich sind und etwa 20 Pro-
zent der Staatsangestellten beschäfti-
gen. Mittels der Kontrolle des devisen-
basierten Sektors wurden loyale Offi-
ziere und hochrangige Generäle zu 

Profiteuren des gate-keeper-Staates. 
Über den Zugang zu lukrativen devisen-
basierten Wirtschaftssektoren hinaus 
wurden sie mit Karrieremöglichkeiten in 
der Partei und mit ministerialen Füh-
rungsposten und folglich mit Einfluss in 
den wichtigsten politischen Entschei-
dungsprozessen belohnt. Gleichzeitig 
war Raúl Castro immer darauf bedacht, 
die politische Kontrolle über die zuneh-
mend mächtigeren Streitkräfte und ins-
besondere über die neuen Technokra-
ten innerhalb des Militärs zu bewahren. 
Der gate-keeper-Staat erlaubt es, Loya-
lität in besonderer Weise zu belohnen 
und Machtgelüste stärker zu bestrafen. 
Nicht zuletzt hat Raúl Castro durch sei-
ne führende Rolle bei der Umstrukturie-
rung des Militärs und der Wirtschaft 
auch sein eigenes Profil und seine Auto-
rität gegenüber dem Militär gestärkt, 
was ihm gegenwärtig zugutekommt. Es 
überrascht nicht, dass Raúl Castro im 
Zuge der Umstrukturierung des Kabi-
netts hochrangige Militärs, die zugleich 
Parteimitglieder sind, auf wichtige Mi-
nisterposten platzierte. Auch in der Füh-
rungsspitze des Staatsrates sind mitt-
lerweile zwei der fünf stellvertretenden 
Vize-Präsidenten Generäle. 

Die Kommunistische Partei

Obwohl der Kommunistischen Partei 
per Verfassung der Status als „Avant-
garde der Arbeiterklasse und des gan-
zen Volkes, als oberste führende Kraft 
des Systems und der ganzen Gesell-
schaft“ zugestanden wird, hat sie diese 
Führungsrolle im politischen System un-
ter Fidel Castro nie vollständig wahr-
nehmen können. Der personalistische 
Führungsstil Fidel Castros und die unter 
seiner Führung etablierten Entschei-
dungsstrukturen parallel oder jenseits 
parteipolitischer und staatlicher Struk-
turen sowie die starke Rolle des Militärs 
zählten zu den größten Herausforde-
rungen. Seit der Institutionalisierung 
der Revolution monopolisierten Partei-
mitglieder den staatlichen Bürokratie-
apparat und die Wirtschafts- und Pla-
nungsbehörden. Mit der sich abzeich-
nenden Krise war auch hier das Gebot 
der Stunde, die Kontrolle über die Partei 
zu stärken und sie in die politische Über-
lebensstrategie einzubinden. Zunächst 
entledigte man sich jedoch zu stark re-
formfreundlicher Technokraten und kar-
riereorientierter Parteimitglieder, er-
neuerte die Parteiführung, weitete die 
Parteistrukturen auf Gemeinde- und 
Provinzebene aus und erhöhte die An-
zahl der Militärs in Parteigremien. Die 
Partei konzentrierte sich fortan wieder 
stärker auf die Mobilisierung und Inte-
gration der Gesellschaft. Vor allem lo-
yale Vertreter der jüngeren Generation, 
die sich biographisch immer weiter von 
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KUBA – IM HERBST DER PATRIARCHENder Revolution entfernten, wurden im 
Laufe der 1990er Jahre für Posten in der 
Partei und in der staatlichen Verwal-
tung rekrutiert. Damit sollte der einstige 
kollektive Enthusiasmus zur Verteidi-
gung der Revolution reaktiviert und die 
jüngere Generation in das System inte-
griert werden, da sie von den Mobilisie-
rungsversuchen des charismatischen Fi-
del Castro und der Perspektivlosigkeit 
ermüdet war.
Die Gesellschaft wird in erster Linie 
über staatliche Massenorganisationen 
vereinnahmt und kontrolliert, die eng 
mit der Kommunistischen Partei ver-
knüpft sind. Diese dienen einerseits als 
„bottom-up-Mechanismus“, über den 
Befindlichkeiten und Informationen der 
Bevölkerung nach oben vermittelt wer-
den, damit die politische Führung auf 
Inputs der Gesellschaft reagieren kann. 
Andererseits er füllen sie die Funktion ei-
nes „top-down-Mechanismus“, über 
den staatliche Beschlüsse hierarchisch 
durchgesetzt sowie politische Entschei-
dungen und Ideen nach unten vermittelt 
werden können. Beispielsweise hat die 
Kommunistische Partei im Laufe der 
1990er Jahre zur Stabilisierung des Sys-
tems beigetragen, weil sie die neue na-
tionalistische Staatsdoktrin als Ersatz 
für die delegitimierte kommunistische 
Ideologie an die gesellschaftliche Basis 
vermittelte und gleichzeitig definierte, 
wer zu den Feinden der Revolution ge-
hört. Die Partei wurde in den staatlichen 
Unterdrückungsapparat gegen Dissi-
denten eingebunden, indem sie mit dem 
Polizei- und Sicherheitsapparat des In-
nenministeriums kooperiert und über ei-
gene mobile Eingreiftruppen zur Ein-
schüchterung von Dissidenten verfügt. 
Über die Mobilisierung und Ideologi-
sierung der Gesellschaft durch die Par-
tei wird die Gesellschaft freiwillig oder 
zwangsweise in das System integriert, 
was wiederum stabilitätsfördernd wirkt.

Kontrollmechanismen gegenüber 
der Gesellschaft 

Für die Stabilität des autoritären Sys-
tems ist es bisher begünstigend gewe-
sen, dass in Kuba – anders als im so-
zialistischen Ostblock – keine vergleich-
bare Oppositionsbewegung existiert, 
obwohl die gesellschaftliche Unzufrie-
denheit weit verbreitet ist und damit 
Druckpotenzial vorhanden wäre. Es hat 
sich zwar trotz der wenig förderlichen 
staatlichen Macht- und Kontrollstruktu-
ren eine heterogene, mehr oder weni-
ger autonome zivilgesellschaftliche Or-
ganisationslandschaft entwickelt. Die 
Gründung einer breiten Oppositions-
bewegung bleibt aber aus mehreren 
Gründen schwierig. Zunächst variiert 
der Oppositionsgrad von radikaler Op-
position gegen die Regierung und den 

kubanischen Sozialismus über Kritik an 
den Castros, aber nicht notwendiger-
weise am Sozialismus, bis hin zur Dissi-
denz innerhalb staatlicher Massen-
organisationen und dem staatlichen 
Bürokratieapparat. Dadurch wird ei-
ne gemeinsame Mobilisierungsagenda 
verhindert. Die größte Herausforderung 
der Dissidenten und organisierten Op-
positionsgruppen besteht darin, dass 
sie über formelle und informelle Kont-
roll- und Repressionsmechanismen zum 
Schweigen gebracht werden. Erst kürz-
lich hat der Bericht der internationalen 
Menschenrechtsorganisation Human 
Rights Watch (2009) mit dem Titel „New 
Castro, Same Cuba“ die formal-rechtli-
chen, institutionellen Grundlagen und 
strukturellen Formen der Repression 
aufgezeigt und darauf hingewiesen, 
dass sich Raúl Castro genau wie sein 
Bruder dem repressiven staatlichen Un-
terdrückungsapparat gegen Dissiden-
ten bedient. Der Staat setzt allerdings 
weniger auf offene Gewalt oder syste-
matische Massenrepression. Vielmehr 
scheint es der Logik gezielter Repressi-
on und Einschüchterung sowie zugleich 
kontrollierter Toleranz gegenüber Dissi-
denz und Opposition bis zu dem Grade 
zu folgen, wie es für die Stabilität des 
politischen Systems notwendig ist. Ne-
ben formellen Kontrollmechanismen, 
die auf staatlichen Gesetzen und Insti-
tutionen beruhen, spielen informelle 
Kontrollmechanismen wie die Soziali-
sierung, das Bildungssystem und die 
staatliche Propaganda eine wichtige 
Rolle.
Der Wechsel zwischen Repression und 
Toleranz, zwischen formellen und infor-
mellen Kontrollmechanismen begüns-
tigt dabei ein Klima der permanenten 
Unsicherheit und Unberechenbarkeit. 
Beispielsweise wird die kubanische 
Hip-Hop-Szene trotz ihrer systemkriti-
schen Texte geduldet, um dem weit ver-
breiteten Unmut ein kontrolliertes Ventil 
zu verschaffen. Hingegen wird versucht, 
die preisgekrönte, weltbekannte kuba-
nische Bloggerin Yoani Sánchez mit ih-
ren Berichten über den kubanischen All-
tag durch Einschüchterung, Ausreise-
verbote und Diffamierung als Marionet-
te ausländischer Medienkonzerne zum 
Schweigen zu bringen, da ihr Recht auf 
freie Meinungsäußerung offensichtlich 
eine Grenze überschreitet, die Fidel 
Castro mit dem Motto prägte „Inner-
halb der Revolution: alles. Gegen die 
Revolution: nichts.“ Neben Repression 
und Gewalt ist auch die erfolgreiche 
nationalistische Staatsdoktrin und die 
damit verbundene Stilisierung des 
Feindbildes USA seitens des Staats- und 
Parteiapparates dafür verantwortlich, 
dass kubanische Oppositionsversuche 
als Marionetten der USA betrachtet 
werden und deshalb über wenig Rück-

halt in der Bevölkerung verfügen. Hinzu 
kommt, dass sich viele der Systemgeg-
ner für die sowohl von den USA als auch 
von Kuba bewusst geförderte, aber 
kontrollierte Option des Exils entschei-
den. Abschließend bleibt zu sagen, 
dass es vereinfacht wäre, die Überle-
bensfähigkeit und Stabilität des politi-
schen Systems allein auf den staatli-
chen Repressionsapparat zurückzufüh-
ren, denn kein politisches System – auch 
nicht das kubanische – kann 50 Jahre 
überleben und dabei allein auf Repres-
sion setzen. Offensichtlich verfügt das 
politische System auch über ein be-
stimmtes Maß an Akzeptanz und Unter-
stützung (Legitimation) innerhalb der 
Gesellschaft, die zur Stabilität des au-
toritären Systems beitragen.

Der kreative Umgang mit 
Legitimationsquellen

Jedes politische System, egal ob de-
mokratisch oder autoritär, ist für die 
langfristige Stabilität des Systems auf 
Legitimation angewiesen. Einige der 
Legitimationsquellen, die unter der 
Herrschaft Fidel Castros herrschaftssta-
bilisierend wirkten, scheinen langsam 
zu versiegen. Woraus schöpft dann 
Raúl Castro die nötige Legitimation? Es 
zeigt sich auch hier, dass der kubani-
sche Staat anpassungsfähig ist. Droht 
eine Legitimationsquelle, die unter Fidel 
Castro die Herrschaft stabilisierte, 
langsam wegzubrechen, werden ande-
re Quellen reaktiviert oder ein neuer 
Umgang mit alten Legitimationsquellen 
gepflegt. Raúl Castro versucht dadurch, 
sich eine eigenständige Legitimations-
basis aufzubauen. 

Bürokratischer statt charismatischer 
Sozialismus

Nicht selten wurde auf das Charisma 
der Führungsfigur Fidel Castro hinge-
wiesen, um das postsowjetische Über-
leben und die Stabilität des politischen 
Systems zu erklären. Zweifelsohne ver-
fügt Raúl Castro weder über das Cha-
risma seines Bruders, noch über dessen 
populistische und die Massen mobili-
sierende Eigenschaften. Aufgrund sei-
ner politischen Karriere als Verteidi-
gungsminister steht er vielmehr für mili-
tärische Disziplin und die Kontrolle der 
inneren Ordnung. Spricht nun die Tat-
sache, dass das politische System unter 
der Führung des höchst uncharismati-
schen Raúl Castro noch nicht kollabiert 
ist, dafür, dass die Legitimation autori-
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tärer Herrschaft nicht notwendigerwei-
se von der Existenz eines charismati-
schen big man – wie Fidel Castro – ab-
hängig ist? Die Antwort ist: „Jein“. Zum 
einen ist es die spezifisch kubanische Si-
tuation, die es erlaubt, auf alternative 
Machtstrukturen zurückzugreifen, um 
den charismatisch basierten Führungs-
stil Fidel Castros zu ersetzen. Zum ande-
ren agiert Fidel Castro weiter im Hinter-
grund und wirkt für die Herrschaft sei-
nes Bruders zumindest auf der ideologi-
schen Ebene legitimitätsstif tend.
In den sozialistischen Systemen der 
Sowjetunion war die Herrschaft der Bü-
rokratie in Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft mit der Kommunistischen Par-
tei als Träger der bürokratischen Herr-
schaft das zentrale Strukturmerkmal. 
Die Besonderheit Kubas unter der politi-
schen Führung Fidel Castros bestand 
darin, dass bürokratisch-sozialistische 
Strukturen á la Sowjetunion parallel 
zu den charismatischen Herrschafts-
elementen Fidel Castros existierten. Je 
nach Notwendigkeit dominierte stärker 
das eine oder das andere Herrschafts-
element. Es ist Ausdruck dieses „Cha-
rismatischen Sozialismus“, dass Fidel 
Castro parallel zu politischen Instituti-
on und der Kommunistischen Partei re-
gieren und die Loyalität wichtiger An-
hänger über persönliche, informelle 
Abhängigkeitsbeziehungen gewinnen 
konnte.
Raúl Castro war sich von Anfang der 
Tatsache bewusst, dass er die charis-
matisch basierte Autorität seines Bru-
ders nur durch den Rückgrif f auf den 
existierenden bürokratischen Herr-
schaftsapparat zusammen mit starken 
und effizienten Staats- und Regierungs-
institutionen kompensieren kann. In sei-
ner Antrit tsrede wies Raúl Castro dar-
auf hin, dass allein die Kommunistische 
Partei als würdige Erbin Fidel Castros 
die Einheit der Nation zukünftig garan-
tieren kann. Und wenn dies die einzige 
Erbin ist, dann müsste diese besonders 
demokratisch sein und im Rahmen des 
Sozialismus weiter perfektioniert wer-
den. Raúl Castro wendet sich vom cha-
rismatischen Führungsstil seines Bru-
ders ab und orientiert sich stärker am 
staatlichen Bürokratieapparat. Mit der 
Ankündigung Raúl Castros zur instituti-
onellen Stärkung der Partei soll die 
„one-man-rule“ seines Bruders durch ei-
ne „one-party-rule“ ersetzt werden. 
Wie stark Raúl Castro der Institutionali-
sierung der Kommunistischen Partei tat-
sächlich verpflichtet ist, bleibt abzuwar-
ten. Eine neu gegründete „exekutive 
Superkommission“ innerhalb des Polit-
büros soll Entscheidungsprozesse be-
schleunigen und das Land kollektiv füh-
ren. Da die sieben Mitglieder dieser 
Kommission deckungsgleich mit der sie-
benköpfigen Führung des Staatsrates 

sind, die wiederum mehrheitlich einen 
militärischen Hintergrund aufweisen, 
kann davon ausgegangen werden, 
dass die Institutionalisierung zwar im 
Namen der „Avantgarde der Partei“ ge-
schieht, in der Praxis aber eher die be-
kannte Verknüpfung staatlicher, militäri-
scher und parteipolitischer Strukturen 
bedeutet. Auch der für Ende 2009 ein-
berufene VI. Parteitag wurde bereits auf 
unbestimmte Zeit verschoben. Zuvor 
müsse eine nationale Debatte, erst in-
nerhalb der Kommunistischen Partei 
und anschließend in der kubanischen 
Gesellschaft vorausgehen, in der die 
Zukunftsvision des Sozialismus in Wirt-
schaft und Gesellschaft definiert wer-
den soll – natürlich nur um den Sozialis-
mus „zu perfektionieren“ und nicht, um 
ihn abzuschaffen. Neben der Stärkung 
parteipolitischer Strukturen konzent-
rierte sich Raúl Castro seit seiner Amts-
übernahme darauf, die Arbeit von 
Staats- und Regierungsinstitutionen ef-
fizienter zu machen. Er verkleinerte Ver-
waltungseinheiten, legte Ministerien 
zusammen und verabschiedete sich von 
Diskursen und Protagonisten, die unter 
Fidel Castro die institutionelle Parallel-
struktur repräsentierten. Mit der neu ge-
gründeten Obersten Rechnungsprü-
fungsbehörde soll die Korruption in 
staatlichen Institutionen bekämpft wer-
den. Um der Bedeutung des Problems 
Rechnung zu tragen, ist die Chefin die-
ser Obersten Rechnungsprüfungsbe-
hörde inzwischen auch eine der fünf Vi-
zepräsidenten im Staatsrat.1 
Der Rückzug Fidel Castros aus dem po-
litischen Tagesgeschäft und die damit 
verbundene Übergabe der formal-insti-
tutionalisierten Macht an Raúl Castro 
sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Fidel Castro noch immer im Hinter-
grund präsent ist. Die Gegenwart Fidel 
Castros verleiht der Regierung seines 
Bruders – zumindest auf diskursiver Ebe-
ne – eine gewisse Legitimation, wes-
halb er seine Politik stets in Rückgrif f auf 
Fidel Castros Erbe bestätigen muss. 
Nicht selten passt Raúl Castro Zitate 
seines Bruders an neue Kontexte an, um 
unliebsame politische Schrit te einzulei-
ten. Auch wichtige personelle Ämter-
besetzungen und Entlassungen werden 
von Fidel Castro quasi abgesegnet. 
Zwar mischt sich Fidel Castro nicht mehr 
in das politische Alltagsgeschäft ein, 
doch agiert er als „Soldat der Ideen“, 
wie er von Raúl Castro bezeichnet wur-
de. Im Rahmen seiner regelmäßigen 
Kommentare in der Parteizeitung Gran-
ma nimmt er die Aufgabe wahr, die nati-
onalistische Staatsdoktrin durch Artikel 
über die Ideale der Revolution, den 
Feind im Norden und Venezuelas „Sozi-
alismus des 21. Jahrhunderts” aufrecht-
zuerhalten. Diese Macht der Ideen und 
Diskurse haben in Kuba in besonderer 

Weise – freiwillig oder zwangsweise – 
die Unterstützung der Gesellschaft und 
die Stabilität des autoritären Systems 
gefördert. 

Der treue Feind im Norden 

Fidel Castro instrumentalisierte die Ku-
bapolitik der USA als wichtigste externe 
Quelle zur Stabilisierung und Legitimie-
rung seiner autoritären Herrschaft. Da 
alle US-Regierungen seit 1959 mit je-
weils unterschiedlichen Strategien ver-
suchen, das autoritäre System der 
Castro-Brüder zu destabilisieren, konn-
te Fidel Castro die USA im politischen 
Diskurs glaubwürdig als konstante Be-
drohung der kubanischen Revolution 
und Nation stilisieren. Die Verteidigung 
der nationalen Souveränität und der 
Zusammenhalt von Staat und Gesell-
schaft, die nur durch eine autoritäre 
Führung garantiert werden können, ste-
hen im Vordergrund.
Versiegt nun angesichts der bereits im 
Wahlkampf von US-Präsident Obama 
versprochenen Neuorientierung der 
Kubapolitik eine für die kubanische 
Herrschaft wichtige Legitimationsquel-
le? Sicherlich deutet die bisherige Ku-
bapolitik unter Präsident Obama im 
Vergleich zur Kubapolitik seines Vor-
gängers Bush in einigen Aspekten auf 
Veränderungen hin. Unter der Bush-Re-
gierung verschärfte Embargo-Bestim-
mungen wurden teilweise gelockert. 
Beide Regierungen einigten sich dar-
auf, die unter der Regierung Bush im 
Jahr 2004 aufgekündigten bilateralen 
Gespräche über Migrationsfragen, 
Drogenbekämpfung und Katastrophen-
schutz zu reaktivieren und die Gesprä-
che über den bisher blockierten Post-
verkehr zu beginnen.2 Zudem zeigt die 
grundsätzliche Bereitschaft der US-Ad-
ministration, auf Drängen lateinameri-
kanischer Länder die Wiederaufnahme 
Kubas in die OAS (Organisation Ameri-
kanischer Staaten) zu verhandeln, ein 
Abrücken von Relikten der diplomati-
schen Isolationsstrategie der 1960er 
Jahre, gegen die Kuba längst resistent 
ist. Von einer grundlegenden Neuorien-
tierung der US-amerikanischen Kuba-
politik kann bisher allerdings kaum die 
Rede sein. Da die jetzige US-Administ-
ration weiter an den grundlegenden 
Zielen der traditionellen Kubapolitik 
festhält und eine Normalisierung der 
Beziehungen und das Aufheben des 
Embargos von Kubas Fortschrit ten in 
Richtung Demokratie und Einhaltung 
der Menschenrechte abhängig macht, 
profitiert Raúl Castro gegenwärtig von 
dem externen Feindbild USA, das sein 
Bruder erfolgreich aufgebaut hat.
Genau wie in der Ära Fidel Castros wird 
das US-Embargo für die momentane 
ökonomische Krise und die alltäglichen 
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KUBA – IM HERBST DER PATRIARCHENÜberlebenskämpfe der kubanischen 
Bevölkerung mitverantwortlich ge-
macht. Im Gegensatz zu seinem Bruder 
betrachtet Raúl Castro das Embargo 
aber gleichzeitig als Ansporn und 
Rechtfertigung für die Entwicklung nati-
onaler Wirtschafts- und Entwicklungs-
potenziale, um ökonomisch unabhängi-
ger zu sein.
Auch die Strategie der pro-aktiven De-
mokratieförderung seitens der USA 
durch die Unterstützung der „Zivilge-
sellschaft“ wirkt weiterhin herrschafts-
legitimierend, indem sie als Versuch des 
Feindes dargestellt wird, die Revolution 
über offene und verdeckte Subversion 
von innen heraus zu destabilisieren. 
Dies erfordert wiederum die Verteidi-
gung politischer Geschlossenheit und 
legitimiert ein repressives Vorgehen ge-

genüber politischer Opposition und 
Dissidenten. Erst kürzlich wurde ein 
Mitarbeiter einer US-amerikanischen 
Entwicklungshilfeorganisation in Kuba 
festgenommen, weil er im Auftrag der 
US-Regierung und ohne Erlaubnis der 
kubanischen Regierung neben Handys 
und Laptops auch Satellitensysteme an 
Vertreter der kubanischen „Zivilgesell-
schaft“ – oder anders gesagt an „Dissi-
denten“ – verteilte, damit diese Radio- 
und TV-Sender der Exilkubanerinnen 
und Exilkubaner empfangen würden.3

Die Kubapolitik der USA trägt auch des-
halb zur Stabilität des autoritären Sys-
tems bei, weil sie in der kubanischen Be-
völkerung und innerhalb der Elite gera-
dezu die Angst vor Demokratisierung 
und einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung mit Privatbesitz schürt sowie die 

Unterstützung der Systembefürworter 
stärkt.4 Das Demokratisierungsszenario 
wäre sowohl mit direkter Einflussnahme 
der USA in souveräne Entscheidungs-
prozesse als auch mit der Rückkehr der 
Exilkubaner und Entschädigungsforde-
rungen von vor der Revolution 1959 ent-
eigneter amerikanischer Staatsbürger 
und Unternehmen verbunden. Dies 
heizt nicht nur anti-amerikanische Res-
sentiments an, sondern aktiviert den 
kollektiven Willen zur Verteidigung der 
nationalen Souveränität. Insgesamt 
wendet sich Raúl Castro zwar deutlich 
von der aggressiven, anti-amerikani-
schen Rhetorik seines Bruders ab und 
signalisiert durch seine Bereitschaft zu 
einem Dialog auf Augenhöhe Interesse 
an der Normalisierung der Beziehun-
gen. Allerdings greift auch Raúl Castro 
mittlerweile wieder auf ein bekanntes 
Reaktionsmuster zurück. Immer wenn 
sich in der Vergangenheit die kubani-
schen Führung von innen bedroht fühlte 
oder aber eine Änderung der US-ame-
rikanischen Kubapolitik möglich schien, 
die der Instrumentalisierung zur inter-
nen Herrschaftslegitimation entgegen-
stand, war eine aggressivere Haltung 
gegenüber der USA zu beobachten, um 
eine Normalisierung der bilateralen Be-
ziehungen zu verhindern. Dies trif f t auf 
die gegenwärtige Situation dahinge-
hend zu, als dass zum einen unter Präsi-
dent Obama eine Normalisierung der 
bilateralen Beziehungen wahrscheinli-
cher denn je wird und sich die kubani-
sche Führung zum anderen durch poten-
zielle soziale Unruhen im Zuge der mo-
mentanen Wirtschafts- und Liquiditäts-
krise bedroht sieht. Beispielhaft ist die 
Ende November 2009 plötzlich auf-
flammende Kriegsrhetorik Raúl Castros 
gegenüber der USA, die mit dem lan-
desweiten Militärmanöver „Bastion 
2009“ ihren Ausdruck fand. Die Mili-
täraktion, die auch unter Fidel Castro 
schon in regelmäßigen Abständen 
statt fand, wurde öffentlich mit der Not-
wendigkeit begründet, die nationale 
Verteidigungsbereitschaft gegenüber 
der potenziellen militärischen Aggressi-
on des Feindes zu erhöhen sowie Ord-
nung und Disziplin angesichts der Krise 
zu bewahren.

Gleichheit, aber nicht Gleichmacherei 

Von Beginn an symbolisierte die kubani-
sche Revolution eine soziale Revolution. 
Gegenüber der Vergangenheit unter 
der Diktatur Batistas war die Revolution 
mit Hoffnungen auf soziale Gerechtig-
keit, Gleichheit und materiellen Wohl-

Gegenüber der Vergangenheit war die kubanische Revolution mit Hoffnungen auf sozi-
ale Gerechtigkeit, Gleichheit und materiellen Wohlstand für alle verbunden. Die wohl-
fahrtsstaatlichen Leistungen des Staates wirken trotz ihrem prekären Niveau bis heute 
legitimitätsstiftend. picture alliance/dpa
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stand für alle verbunden. Sicher ist, dass 
die gesellschaftliche Unterstützung der 
breiten Masse für das System nicht auf 
die Ergebnisse der Wirtschaftspolitik 
der letzten Jahrzehnte unter Fidel Cast-
ro zurückzuführen ist. Vielmehr sind es 
die wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
des Staates, die bis heute legitimitäts-
stiftend wirken, wenn auch auf prekärem 
Niveau. Obwohl der Staat zunehmend 
weniger in der Lage ist, die einstige 
Qualität und den universellen Zugang 
zu wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen 
zu garantieren, sind die Ergebnisse der 
Sozialpolitik im lateinamerikanischen 
Vergleich immer noch vorbildlich und 
bringen Kuba nach wie vor internatio-
nale Anerkennung ein. Selbst in ökono-
mischen Krisenzeiten gehörte es immer 
zur obersten Priorität, die sozialen Er-
rungenschaften der Revolution im Bil-
dungs- und Gesundheitsbereich auf-
rechtzuerhalten oder Sozialausgaben 
sogar zu erhöhen, koste es, was es wol-
le. Die ursprünglichen sozialen Prioritä-
ten werden allerdings durch die sozia-
len Folgen des geteilten Wirtschaftssys-
tems zunehmend überschattet. Wie in 
vorrevolutionären Zeiten gehört unglei-
che sozioökonomische Chancenvertei-
lung wieder zum kubanischen Alltag. 
Nicht mehr Arbeit und der Beitrag zur 
Gesellschaft entscheiden über das Ni-
veau des Lebensstandards, sondern der 
Besitz oder Nichtbesitz von Devisen.
Raúl Castro wusste von Beginn an, dass 
er auf die von der Bevölkerung erwarte-
ten Verbesserungen im ökonomischen 
Bereich reagieren muss. Er hat zwar kei-
ne Intention, die in der Verfassung ga-
rantierten zentralen Errungenschaften 
der Revolution im Gesundheits- und Bil-
dungsbereich zu streichen und dadurch 
Legitimität einzubüßen. Das Problem 
der steigenden soziökonomischen Un-
gleichheit und des sinkenden Lebens-
standards sei allerdings nicht über mehr 
Ausgaben in der Sozialpolitik, sondern 
nur über strukturelle Wirtschaftsrefor-
men und eine Steigerung der Produktivi-
tät mittels materieller statt moralischer 
Anreize lösbar. Das neue Lohnsystem im 
staatlichen Peso-Sektor5 rechtfertigte 
Raúl Castro mit einer Neuinterpretation 
des Sozialismus als „(…) soziale Ge-
rechtigkeit und Gleichheit, aber Gleich-
heit von Rechten und Chancen, nicht 
Gleichheit von Einkommen. Gleichheit 
bedeutet nicht Gleichmacherei.“6 Der 
anfängliche Reformeifer7 wurde mittler-
weile gebremst, was von der politischen 
Führung mit den für Kuba spürbaren Fol-
gen der weltweiten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise und der drei verheerenden 
Wirbelstürme im Jahr 2008 gerechtfer-
tigt wird.
Die versprochenen strukturellen Wirt-
schaftsreformen wurden zugunsten von 
Sparmaßnahmen aufgeschoben. Bis auf 

die in der Verfassung garantierten Sozi-
alleistungen sei das staatliche Subventi-
onsprogramm und die zahlreichen all-
täglichen „Geschenke“ angesichts der 
wirtschaftlichen Umstände „irrational“ 
und ein Symbol des „Paternalismus“ von 
Fidel Castro, den sich der Staat nun nicht 
mehr leisten könne.8 Raúl Castro ver-
sucht, sich über seinen Ruf als Technokrat 
und Wirtschaftspragmatiker eine eigene 
Legitimationsbasis zu verschaffen, die 
paternalistische Elemente ablegt und 
stärker rational orientiert ist. Die Folgen 
der Weltwirtschaftskrise haben Kuba 
einmal mehr vor Augen geführt, wie ver-
wundbar die stark importabhängige 
Ökonomie trotz der ökonomisch wichti-
gen Partnerschaften zu Venezuela und 
China ist. Bisher haben Venezuela und 
China entscheidend zur staatlichen Ver-
sorgungsfunktion beigetragen, indem 
sie für Kuba neue devisenbringende Ex-
portmärkte für kubanische Rohstoffe 
darstellen, zinsgünstige Kredite zur Ver-
fügung stellen sowie Nahrungsmittel, 
Konsumgüter und öffentliche Verkehrs-
mittel zu Vorzugspreisen anbieten. Ob 
Venezuela und China auch weiterhin 
verhindern können, dass Kuba vorerst 
ohne den nötigen ökonomischen Struk-
turwandel im zentralistisch organisier-
ten Teil der Wirtschaft überleben und 
der gate-keeper-Staat weiter bestehen 
kann, bleibt abzuwarten.

Die symbolische Strahlkraft Kubas 

Kubas Internationalismus und das Be-
kenntnis zu sozialistischen Idealen sind 
seit der kubanischen Revolution wichtige 
Faktoren, die nach außen und nach in-
nen legitimitätsstiftend wirken. Die mili-
tärische Unterstützung von Befreiungs-
kämpfen insbesondere in Afrika in den 
1960er und 1970er Jahren, humanitäre 
Hilfe im medizinischen Bereich sowie So-
lidarität gegenüber Ländern des globa-
len Südens haben externe Unterstüt-
zung, Respekt, Solidarität und nicht sel-
ten Bewunderung gegenüber Kuba her-
vorgerufen.9 Dies erweckt innerhalb 
Kubas den Eindruck, dass das System 
nicht isoliert ist, sondern sogar wertge-
schätzt wird. Insbesondere die Partner-
schaft mit Venezuela vermittelt nach in-
nen den Eindruck, dass es trotz aller Feh-
ler des Sozialismus wieder Regierungen 
gibt, die den „Sozialismus des 21. Jahr-
hunderts“ nachahmen und den Kampf 
Fidel Castros gegen Anti-Imperialismus 
fortsetzen möchten. Ferner kann Kuba 
durch die Partnerschaft mit Venezuela 
im Rahmen des „Öl gegen Ärzte“-Pro-
gramms seine „medical diplomacy“ re-
aktivieren, die für das Land seit der Revo-
lution ein Schlüsselelement seines Inter-
nationalismus darstellten. Durch den Ex-
port medizinischer Dienstleistungen und 
sozialstaatlicher Programme in Länder 

des Südens erhält Kuba im Gegenzug 
Prestige und Wohlwollen, das sich zu di-
plomatischen Beziehungen und Han-
delspartnerschaften entwickeln kann, 
die neue Devisen bringen und die Ver-
sorgungsfunktion des Staates unterstüt-
zen. Die medical diplomacy ist eine 
Möglichkeit, Kubas Image sowohl nach 
außen als auch nach innen als entwickel-
te und technisch fortgeschrittene Nation 
zu unterstreichen. Die Legitimität nach 
innen hängt aber auch davon ab, wie es 
die politische Führung schaffen wird, mit 
der Unzufriedenheit der kubanischen 
Bevölkerung hinsichtlich des eigenen 
Gesundheitssystems und den spürbaren 
Folgen des Braindrain im medizinischen 
Sektor umzugehen.

Und was kommt nach dem Herbst 
der Patriarchen?

Weder das Ende des Sowjetsozialismus 
noch das für charismatische Herrscher 
übliche Problem der Nachfolgerege-
lung haben auf Kuba zum Kollaps des 
politischen Systems geführt. Erst nach 
dem Herbst der beiden unsterblich 
scheinenden Patriarchen könnte die 
Stabilität des autoritären kubanischen 
Systems erneut auf die Probe gestellt 
werden. Die zwei Brüder gehören zu 
den wenigen noch verbleibenden Ver-
tretern der historischen Revolutionsge-
neration, deren Nachfolger sich bio-
graphisch immer weiter von der kubani-
schen Revolution 1959 und den damit 
verbundenen Hoffnungen und Zielen 
entfernen. Da auch Raúl Castro ange-
sichts seines Alters nur als Übergangsfi-
gur gelten kann, ist davon auszugehen, 
dass unter seiner Führung die Weichen 
für die politische Zukunft Kubas gestellt 
werden. Die politische Herausforde-
rung besteht für Raúl Castro darin, die 
sozialen und ökonomischen Probleme 
anzugehen und dabei sowohl die Sta-
bilität des politischen Systems und die 
Kohäsion der Elite zu garantieren als 
auch die jüngere Generation stärker 
einzubinden und sich den Forderungen 
der Masse der Bevölkerung anzuneh-
men. Nur so kann auch die breite gesell-
schaftliche Akzeptanz des zukünftigen 
Entwicklungsweges der Insel gewähr-
leistet werden. Die umfassende Neubil-
dung des Kabinetts deutet bereits dar-
auf hin, dass die Kommunistische Partei 
zusammen mit den technokratischen 
Militärs eine zentrale Rolle im zukünfti-
gen Szenario spielen werden. Bisher 
haben sich beide Akteure als anpas-
sungsfähig gezeigt und waren für die 
Überlebensfähigkeit des Systems ent-
scheidende Stützen. Solange der Tor-
wächter-Staat für eine kleine Elite (nicht 
für die Allgemeinheit) so erfolgreich wie 
bisher bleibt, scheint es keinen Grund 
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Erhalt des gegenwärtigen Systems ver-
lieren sollte. Der Anreiz für politische Lo-
yalität gegenüber dem gegenwärtigen 
System war bisher offensichtlich größer 
als die von einem Systemwandel erwar-
teten Vorteile. Gleichzeitig muss es der 
kubanischen Führung weiterhin gelin-
gen, die Legitimation des Systems zu 
garantieren. Die größte gegenwärti-
ge sozioökonomische Herausforderung 
besteht für die Masse der Bevölkerung 
darin, dass die Gleichung „Arbeit-Ein-
kommen-Wohlstand“ aus den Fugen ge-
raten ist. Die alltägliche Unzufrieden-
heit und die desolate Wirtschaftslage 
könnten zu einer politischen Herausfor-
derung für die Stabilität des Systems 
werden, wenn keine strukturellen Wirt-
schaftsreformen in Angrif f genommen 
werden. Bisher haben die Partnerschaf-
ten zu Venezuela, China und anderen 
Partnern ausgereicht, um genau solche 
strukturellen Reformen aufzuschieben, 
deren Folgen politisch schwer zu kont-
rollieren sind. Mit den vorsichtigen Libe-
ralisierungsschrit ten zielt Raúl Castro 
darauf ab, einen politischen Reform-
druck zu verhindern. Gelingt es nicht, 
die soziale und wirtschaftliche Dimensi-
on von Entwicklung in Einklang zu brin-
gen, könnte die Kritik am System lauter 
werden, die bisher durch die momenta-
nen Vorteile eines Systemerhalts aufge-
wogen bzw. durch die bewusst ge-
schürte Angst vor den Folgen eines Sys-
temwandels und die Kontrolle der Ge-
sellschaft verhindert werden konnte. 
Der kubanische Fall zeigt auch, dass au-
toritäre Systeme nicht allein auf Repres-
sion und Unterdrückung der Opposition 
beruhen, sondern die Unterstützung 
der Gesellschaft über verschiedene 
materielle und immaterielle Legitimati-
onsquellen gewährleisten.

Es bleibt spannend und schwer vorher-
sagbar, ob die derzeitigen stabilitäts- 
und legitimitätsfördernden Faktoren für 
das politische System Kubas ausreichen 
werden, um auch zukünftig wider-
standsfähig gegenüber Ereignissen und 
Entwicklungen zu sein, die die Transiti-
onsresistenz des Systems auf die Probe 
stellen könnten.
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ANMERKUNGEN

1 Seit der letzten Kabinettsumbildung im De-
zember 2009 gehören der obersten Führung des 
Staatsrates (nach Raúl Castro als Staatspräsi-
dent und José Ramón Machado Ventura als 1 .
Vize-Präsident) folgende Vize-Präsidenten an: 
Altrevolutionär Ramiro Valdés Menéndez, die 
Generäle Julio Casas Regueiro und Abelardo 
Colomé Ibarra sowie der Parteikader Juan Este-
ban Lazo Hernandez (s. Cubadebate, 20.12.2009 
“Eligen nuevos integrantes del Consejo de Esta-
do de la República de Cuba“; http://www.cuba-
debate.cu/noticias/2009/12/20/eligen-nuevos-inte 
grantes-del-consejo-de-estado-de-la-republica-
de-cuba/)
2 Aufgrund der schleichenden Verhärtung der 
bilateralen Beziehungen wurden die angekün-
digten Gespräche bereits auf unbestimmte Zeit 
verschoben, s. New York Times, 30.12.2009 „In 
Cuba, hopeful tenor toward Obama ebbing“; 
http://www.nytimes.com/2009/12/31/world/
americas/31cuba.html?pagewanted=1&sq= 
Honeymoon%20is%20over&st=cse&scp=1
3 New York Times, 11 .9.2009 „Cuba detains a 
U.S. Contractor”; http://www.nytimes.com/2009 
/12/12/wor ld/amer icas/12cuba .h tm l?_ r= 
1&scp=10&sq=Cuba%20Ra%C3%BAl%20
Castro&st=cse
4 Das US-amerikanische Helms-Burton-Gesetz 
legt fest, dass die Aufhebung der Sanktionspolitik 
erst mit einer politischen und wirtschaftlichen Sys-
temtransformation Kubas hin zu repräsentativer 
Demokratie und Marktwirtschaft möglich wird. Zu 
den wohl umstrittensten Vorrausetzungen für die 
Anerkennung einer Übergangsregierung seitens 
der USA gehören eine Regierung ohne Fidel oder 
Raúl Castro sowie die Rückkehr der Exilkubaner 
und die Entschädigung bzw. Rückgabe von nach 
der Revolution 1959 verstaatlichten amerikani-
schen Besitztümern.
5 Das neue Lohnsystem für den staatlichen Pe-
so-Sektor verabschiedet sich sowohl vom staat-
lich festgelegten Höchstlohn als auch vom bishe-
rigen Einheitslohn
6 Granma, 12.7.2008; http://www.granma.cu-
baweb.cu/2008/07/12/nacional/artic06.html
7 Dazu zählen Reformen beim Angebot von 
Konsumgütern und Dienstleistungen; eine nomi-
nale Rentenerhöhung um 20 Prozent sowie eine 
Erhöhung der Sozialfürsorge und der Peso-Löhne 
für Justizangestellte und Staatsanwälte, die – so-
bald es die wirtschaftliche Situation zulässt – 
schrittweise auch auf andere Bereiche ausgewei-
tet werden soll. Brachliegende staatliche Acker-
böden wurden an Genossenschaften und seit 
kurzem auch an private Kleinbauern zur effekti-
ven Nutzung (ohne genaue Planvorgaben) ver-
pachtet.
8 Die bereits begonnene schrittweise Abschaf-
fung von Produktsubventionen (wie das tägliche 
kostenlose Mittagessen für Staatsangestellte) 
und die Streichung bzw. verschärfte Rationierung 
einzelner Lebensmittel auf den monatlichen Le-
bensmittelkarten sollen durch gezielte staatliche 
Unterstützung für Bedürftige ersetzt werden.
9 Jährlich findet die Unterstützung Kubas in der 
Abstimmung der UN-Vollversammlung über die 
Resolution zur Aufhebung des US-Embargos ge-
genüber Kuba seinen numerischen Ausdruck. Im 
Jahr 2009 haben 187 von 192 UN-Mitgliedstaa-
ten für die Aufhebung des Embargos gestimmt (s. 
New York Times, 29.10.2009 “U.S. Embargo on 
Cuba again finds scant support at U.N.”; http://
w w w. n y t i m e s . c o m / 2 0 0 9 /10 / 2 9 / w o r l d /
americas/29nations.html)
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Diktator, Machtpolitiker und 
Ideologie

Stefan Creuzberger:
Stalin. Machtpolitiker und Ideologe.
W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart 2009,
343 Seiten, 19,80 Euro.

Die Intention Stefan Creuzbergers, Pri-
vatdozent für Neuere Geschichte an 
der Universität Potsdam, ist keine gerin-
ge. Er möchte in seinem Buch Stalin im 
Unterschied zu vielen anderen Biogra-
phien gleichgewichtig als Innen- und 
Außenpolitiker präsentieren und die 
Geschichte sowie die Ideologie des 
Stalinismus beschreiben. Im Bereich der 
Außenpolitik ist es Stalin gelungen, den 
Bolschewismus in das östliche Europa 
zu tragen, mit dem hochgerüsteten Im-
perium den Status einer Supermacht  zu 
erreichen und die internationale Politik 
maßgeblich mitzubestimmen. Doch die 
Er folgsbilanz hatte Schattenseiten: er 
stürzte die Welt in einen Kalten Krieg 
und schuf so Rahmenbedingungen, „die 
seinen politischen Nachfolgern nur äu-
ßerst begrenzte Handlungsspielräume 
gewährten. Über kurz oder lang leitete 
daher sein außenpolitisches Erbe un-
weigerlich den Anfang vom Ende der 
Sowjetunion ein“ (S. 47). Und auch für 
die Innenpolitik Stalins ist die Bilanz 
zweifelhaft. Die UdSSR wurde in den 

1930er Jahren und abermals nach dem 
Zweiten Weltkrieg zu einem hochindus-
trialisierten Staat. Doch der Preis für „je-
ne durch Terror-, Gewalt- und Verfol-
gungsmaßnahmen erzwungenen sozio-
ökonomischen Veränderungen stand in 
keiner Relation zu den erzielten Ergeb-
nissen der sozialistischen Plan- und 
Mangelwirtschaft“ (S. 47/48).
Creuzberger setzt zeitlich da ein, wo 
Stalins Leben endet. Anstatt sofort nach 
einem Arzt zu rufen, verlangte Stalins 
unmittelbares Umfeld nach Instruktio-
nen. Am Ende vergingen nahezu 24 
Stunden, bis Ärzte eintrafen – zu spät, 
um ihn noch zu retten. „Zuvor musste de-
ren ‚ethnische Unbedenklichkeit’ ge-
klärt und vor allem sichergestellt sein, 
dass dem Team der behandelnden Me-
diziner keine Juden angehörten“ (S. 40). 
Ein Großteil der anerkannten Fachleute 
war schon Opfer einer konstruierten 
Ärzteverschwörung und zuvor verhaftet 
worden. So verstarb Stalin nach einem 
Schlaganfall am 4. März 1953.
Wie kam es, dass Stalin sich zu „einem 
der blutrünstigsten Diktatoren der Ge-
schichte des zwanzigsten Jahrhun-
derts“ (S. 48) entwickeln konnte? Creuz-
berger bleibt uns die Antwort nicht 
schuldig. Er führt uns in die Welt des jun-
gen Stalins – in den Kaukasus des aus-
gehenden 19. Jahrhunderts. Dieser Kul-
turraum prägte mit seinem Wertesystem 
den dort geborenen Stalin. Er war ein 
Kind jener georgischen Grenzregion 

mit dörflicher Gewalttradition und ei-
ner Kriegergesellschaft, die sich über 
lange Jahrhunderte hinweg gegen aus-
ländische Interventionen und Besetzun-
gen entwickelte. Creuzberger versteht 
es, Licht in das Dunkel der Jugendjahre 
Stalins zu bringen. Er benennt viele De-
tails, die zu Lebzeiten verschwiegen und 
vertuscht wurden. Stalins Karriere be-
gann in einem orthodoxen Priestersemi-
nar. Hier kam er mit Gegnern des Zaren-
regimes in Kontakt und verließ mit 21 
Jahren die Anstalt. Im Untergrund ge-
wann er Sympathien durch erfolgreiche 
kriminelle Coups und Organisationsge-
schick, auf das Lenin aufmerksam wur-
de: „Stalin erlangte den Ruf, Lenins 
Mann fürs Grobe zu sein. Er war es, der 
in erster Linie  für die Aufbesserung der 
Parteikasse und damit die Finanzierung 
der revolutionären Aktivitäten eine zen-
trale Rolle spielte“ (S. 76). Stalin gehörte 
ab Sommer 1917 zu den wichtigsten 
Führungspersonen in den zentralen Or-
ganen der Bolschewiki. Es folgte der 
Aufstieg zur absoluten Macht in drei 
Schrit ten: Generalsekretär der Russi-
schen Kommunistischen Partei (1922); 
Kampf und Sieg über die politischen 
Kontrahenten (bis 1928/29); die Erlan-
gung der absolute Führung mit Hilfe von 
Gewalt (der Krieg gegen die Bauern ab 
1930, der Große Terror zwischen 1936 
und 1938). Creuzberger weist in seinen 
Darlegungen überzeugend nach: „Oh-
ne das unsägliche Leid relativieren zu 
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wollen, das sein despotisches System 
über die Sowjetunion und – nach 1945 
– über weite Teile Ostmittel- und Süd-
osteuropas gebracht hat, wird man sich 
einer Beobachtung nicht entziehen kön-
nen: Stalin war immer auch ein Produkt 
der russischen Geschichte und der bol-
schewistischen Bewegung“ (S. 110). An 
Ende kommt Creuzberger nach den 
Darlegungen über den  „Generalissi-
mus im Großen Vaterländischen Krieg“ 
und der Herrschaftspraxis in der spät-
stalinistischen Zeit zu folgender Bewer-
tung: „Die spätstalinistische Sowjetuni-
on war keineswegs die Reproduktion 
und Fortsetzung all dessen, was der 
Generalsekretär bei seinem erfolgrei-
chen Grif f nach der absoluten Macht, 
nach Zwangskollektivierung und for-
cierter Industrialisierung, nach Partei- 
und Massenterror noch ein Jahrzehnt 
zuvor realisiert hatte. Die sowjetische 
Gesellschaft war vielmehr geprägt 
durch die kollektive Er fahrung des ‚Gro-
ßen Vaterländischen Krieges’“ (S. 176).
In Stalins ideologischer Vorstellungswelt 
existierte die Angst, dass die inneren 
Konflikte in den Grenzregionen der Sow-
jetunion eine polnische oder rumänische 
Intervention provozieren könnten. „Die 
auf Prävention setzende brutale und 
rücksichtslose Deportation nationaler 
Minderheiten, ein Charakteristikum des 
Stalinismus, hatte u. a. hier ihren Ur-
sprung“ (S. 213). Eine Modernisierung 
zur Überwindung innerer Rückständig-
keit sollte nicht nur einen Sicherheitszu-
wachs, sondern einen Zugewinn an au-
ßenpolitischer Handlungsfreiheit brin-
gen. Dies galt letztendlich, so die Sicht-
weise Stalins, auch für Hitlers Politik der 
außenpolitischen Provokation, Aufrüs-
tung und Revision des Versailler Systems, 
denn so verstärkten sich die Widersprü-
che innerhalb des „imperialistischen La-
gers“. Und es spricht vieles dafür, dass 
„in erster Linie expansive macht-, statt 
defensive sicherheitspolitische Motive 
den Ausschlag für einen Nichtangriffs-
pakt mit Hitler gaben. Denn die im gehei-
men Zusatzprotokoll von Reichsaußen-
minister Ribbentrop zugesicherte Aus-
dehnung der sowjetischen Interessen-
sphäre in Osteuropa war etwas, was ihm 
die Westmächte bei einschlägigen Mili-
tärbesprechungen in Moskau nicht ge-
währen konnten und wollten“ (S. 230). 
Stalins Deutschlandpolitik nach 1945 
sah politischen Druck, blanke Erpres-
sung sowie kommunistische Unterwan-
derungs- und Destabilisierungsversuche 
vor, der Versuch einer militärischen Ag-
gression erfolgte aber nicht. Eine andere 
Situation ergab sich mit dem Korea-
Krieg (1950): „Es ist heute aufgrund sow-
jetischer Akten hinlänglich bekannt, dass 

Stalin an der Vorbereitung dieses ersten 
und einzigen heißen Konflikts, der wäh-
rend des Kalten Krieges die beiden Su-
permächte bedrohlich ernst miteinander 
konfrontierte, maßgeblich beteiligt war“ 
(S. 266). Creuzberger stellt am Ende des 
Buches äußerst interessant das Rivali-
tätsverhältnis zwischen Stalin und Mao 
dar. Der Bruch zwischen Tito und Stalin 
findet kaum Erwähnung, was spannend 
gewesen wäre.
Creuzbergers Buch mit neun Karten, 13 
Abbildungen, umfangreicher Zeit tafel 
und fundiertem wissenschaftlichen An-
hang ist fesselnd zu lesen und rundum 
lesenswert, so dass man dem Autor vie-
le politisch sowie historisch interessier-
te Leserinnen und Leser wünschen kann.

Thomas Schinkel

Kuba – eine Landeskunde

Bettina Hoyer/Sebastian Landsberger: 
Cuba. Identidad entre revolución y 
remesas. 
Schmetterling Verlag, Stuttgart 2009. 
120 Seiten, 16,80 Euro.

Dieses Textdossier für den Spanischun-
terricht stellt trotz seiner Einteilung in 
drei Schwierigkeitsgrade (leicht, mittel, 
schwer) hohe Ansprüche. Wer es durch-
arbeitet, steht allerdings auf einem ak-
tuellen Stand, den keine andere Lan-
deskunde Kubas hierzulande bieten 
kann. Trotz der durchgängig spani-
schen Sprache und der Didaktisierung 
wird es jedoch schwer sein, die Landes-
grenzen zu überschreiten. Die Zielgrup-
pe sind Spanischschüler auf allen Lern-
stufen, Kuba-Touristen, die sich mit ei-
nem Wörterbuch in die Texte vertiefen, 
sie vor- oder nachbereiten und Studie-
rende auf der Jagd nach Spezialgebie-
ten.
Entsprechend diesem Adressatenkreis 
sind die Themen zwischen Information 
und problematisiertem Text ausge-
wählt. Nach der Einleitung folgt die 
Chronologie bis zur Wahl des jetzigen 
Präsidenten in den USA 2009, danach 
Blöcke über Identität, Revolution, Al-
phabetisierung, Opposition und Unter-
drückung, die Sonderperiode seit 1990, 
Jugendprobleme, Kommunikation, Kul-
tur, Perspektiven und Statistiken. Die 
scheinbaren Pluspunkte des Regimes 
wie Gesundheits- und Erziehungswesen 
sowie Sport sind gebührend berück-
sichtigt. Jedes Kapitel ist mit Stichwor-
ten am Rand versehen, enthält ein Voka-
bular mit einsprachigen Erklärungen, 
variable Verständnis- und Interpretati-
onsfragen. Hervorzuheben ist dabei 
der kontrastive Ansatz, der bei den ent-

sprechenden Problemen auch immer 
wieder auf die jeweilige Problematik in 
der Bundesrepublik oder damaligen 
DDR rekurriert.
Die Texte sind pluralistisch ausgewählt 
und reichen von regierungsoffiziellen 
Quellen und testimonios bis zu Vertre-
tern des äußeren und inneren Exils. 
Aus den selbst formulierten Texten der 
Verfasser und ihren Fragen geht die 
kritische Einstellung gegenüber dem 
kubanischen Entwicklungsweg hervor. 
Ins gesamt ergibt sich so ein weitge -
hend umfassendes Bild von wesentli-
chen Aspekten des kubanischen All-
tagslebens.
In der Chronologie hätten noch der Ab-
bruch (1963) und die Wiederaufnahme 
(1975) der diplomatischen Beziehungen 
mit der BRD vermerkt werden können. 
Die kubanische Bevölkerung ist auch 
trotz der Propaganda 1961 nicht voll-
ständig alphabetisiert (S. 47), und ge-
genwärtige zuverlässige Aussagen feh-
len. Der Statistikteil (S. 155–160) ist je 
nach Interessenlage mit Vorsicht aufzu-
nehmen. Statt des Untertitels „Identi-
dad entre revolución y remesas” hätte 
ich von „Realidades entre revolución y 
remesas“ gesprochen.
Natürlich lassen sich einige Texte ver-
missen. Aus dem langen Interviewbe-
richt von Fidel Castro mit Ignacio Ramo-
net hätten aufschlussreiche Passagen 
aufgenommen werden können. Da das 
Textdossier ein feministischer Anspruch 
durchzieht, hätte aus den Erlebnisbe-
richten von Monika Krause-Fuchs, die 
jahrzehntelang für die Sexualerziehung 
auf Kuba zuständig war, zitiert werden 
können: Monika y la Revolución. Una mira-
da singular sobre la historia reciente de Cu-
ba (Tenerife 2002), ¿Machismo? No, gra-
cias. Sexualidad en la Revolución (Santa 
Cruz de Tenerife 2007).
Bei den testimonios verweise ich statt 
des ewigen Cimarrón von Miguel Barnet 
auf Reyita, sencillamente. Testimonio de una 
negra cubana nonagenaria, ed. Daisy Ru-
biera Castillo, La Habana 1997. Auch 
die Interviews von Amir Valle mit Prosti-
tuierten hätten als authentisches Mate-
rial berücksichtigt werden können. Die 
meisten der genannten Titel sind auch 
auf Deutsch erschienen. Zu diesem Text-
band ist ebenfalls ein Lehrer- und Lö-
sungsheft mit CD erhältlich. Der Verlag 
bietet neben anderen Kuba-Büchern 
bei den Textdossiers für den Spanisch-
unterricht Bände zu Mexiko und Madrid 
an. Vielleicht entschließen sich die Ver-
fasser zu einer deutschen Landeskunde 
über Kuba auf aktuellem Stand. Denn 
weshalb sollte man immer auf den Tod 
des Comandante en Jefe warten? Das 
alltägliche Überleben geht für die meis-
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ten Inselkubaner ohnehin weiter. Und 
gerade das Alltagsleben durchzieht als 
Konstante diesen ganzen Band. Hinge-
wiesen sei auf das umfangreiche The-
menheft „Kuba“ (Der Bürger im Staat 
2/2008) der Landeszentrale für politi-
sche Bildung Baden-Württemberg, die 
der Versuch einer aktuellen Landeskun-
de ist. Martin Franzbach

Abschied von der Dorfidylle

Landesstelle für Museumsbetreuung Ba-
den-Württemberg/Arbeitsgemeinschaft 
der sieben regionalen ländlichen Freilicht-
museen in Baden-Württemberg (Hrsg.)

Dorf unterm Hakenkreuz. Diktatur 
auf dem Land im deutschen Südwesten 
1933 bis 1945.
Süddeutsche Verlagsgesellschaft im 
Jan Thorbecke Verlag, Ulm 2009
175 Seiten, 16,90 Euro.

Obgleich der ländliche Raum seit den 
1980er Jahren wieder stärker in das Be-
wusstsein rückt und er seitdem sowohl 
kulturell als auch politisch und wirt-
schaftlich größere Beachtung findet, ist 
die Zeit des Nationalsozialismus ein 
weißer Fleck geblieben. Die Signale, 
die vor 20 Jahren sehr deutlich vor allem 
aus dem Kulturbetrieb kamen, wurden 
von der Wissenschaft und der Gesell-
schaft in weiten Teilen überhört. Ein-
drucksvoll schildert beispielsweise die 
Filmtrilogie „Heimat“ von Edgar Reitz 
(1984) den Nationalsozialismus in ei-
nem fiktiven hessischen Dorf und in ih-
rem Bestseller „Herbstmilch“ (1984), der 
die Literaturgattung der bäuerlichen Le-
benserinnerung in den 1980er Jahren 
popularisierte, spricht die Bäuerin An -
na Wimschneider auf wenigen Seiten 
sämtliche Themen des nationalsozialis-
tischen Terrors im ländlichen Raum 
an: Schikanen der SA, Verschleppung 
von Sozialdemokraten und Kommunis-
ten in Konzentrationslager, die schnelle 
Wandlung von Nachbarn zu Helfern 
des Systems, Zwangssterilisation, Um-
gang mit jüdischen Bürgern, Hitlerbild 
statt Christuskreuz in den Bauernhäu-
sern und die „Aufarbeitung“ nach 1945: 
„Die Hitlerbilder in den Bauernhäuser 
waren dann auch nicht mehr da, eigent-
lich konnte sich niemand erinnern, dass 
sie früher einmal in der Stube hingen. 
Der Nachbar, den der schwarze Frack 
gestört hatte, war wieder normal und 
hat zum Geburtstag eine Ehrung in der 
Zeitung bekommen als einer, dessen 
Wort in der Gemeinde was galt. So ver-
ging das Tausendjährige Reich bei uns“ 
(Anna Wimschneider 1984, S. 81).

Was die Bäuerin Wimschneider hier 
aus ihrer Erinnerung 1984 anspricht, er-
lebt mit dem Band der ländlichen Frei-
lichtmuseen in Baden-Württemberg von 
2009 erstmals eine breitere wissen-
schaftliche Aufarbeitung für den Süd-
westen Deutschlands. Die sieben ba-
den-württembergischen Freilichtmuse-
en sowie das Haus der Geschichte Ba-
den-Württemberg (Stuttgart) und das 
deutsche Landwirtschaftsmuseum (Ho-
henheim) legen mit diesem Band eine 
äußerst interessante Dokumentation 
und Analyse ländlicher Verhältnisse für 
den Zeitraum von 1933 bis 1945 vor. Der 
reich bebilderte Sammelband ist dabei 
der Begleitkatalog zum Ausstellungs-
projekt „Dorf unterm Hakenkreuz“, das 
von März bis November 2009 in den re-
gionalen Bauernmuseen Baden-Würt-
tembergs gezeigt wurde. Aus den unter-
schiedlichen Regionen – Odenwald, 
Schwarzwald, Schwäbische Alb, Ho-
henlohe, Oberschwaben, Allgäu – wer-
den beispielhaft für diese Raumschaf-
ten in den Freilichtmuseen unterschiedli-
che Themenfelder in Form von konkreten 
Schicksalen und Ereignissen herausge-
grif fen. Folgende Themen werden da-
bei in dem Band in separaten und unter-
schiedlich strukturierten Beiträgen be-
arbeitet und in den entsprechenden 
Museen dargestellt: Kinderlandverschi-
ckung (Odenwälder Freilandmuseum 
Walldürn-Gottersdorf), Kindheit und 
Jugend (Freilichtmuseum Neuhausen ob 
Eck), Landwirtschaft im Spannungsfeld 
von Ideologie und wirtschaftlichen An-
forderungen (Oberschwäbisches Mu-
seumsdorf Kürnbach), eine Bauernkarri-
ere im Nationalsozialismus (Hohenlo-
her Freilandmuseum), Juden in Laupheim 
(Haus der Geschichte Baden-Württem-
berg), Mädchenalltag (Freilichtmuseum 
Beuren), Krieg in der Heimat (Schwarz-
wälder Freilichtmuseum Vogtsbauern-
hof), Zwangsarbeiter (Bauernhaus-Mu-
seum Wolfegg), Mechanisierung der 
Landwirtschaft (Deutsches Landwirt-
schaftsmuseum Hohenheim). Die Beiträ-
ge sind essayistisch geschrieben und 
fundiert mit einem wissenschaftlichen 
Quellenapparat. Sie sind Momentauf-
nahmen und beschreiben am konkreten 
Beispiel aus der jeweiligen Region 
punktuelle Ereignisse bzw. Schicksale. 
Eine Gesamtschau des ländlichen Rau-
mes im Nationalsozialismus bietet der 
Band nicht – will er auch gar nicht. Mit 
der Verbindung von Analyse, Dokumen-
tation und Bildmaterial ist der Ausstel-
lungsband jedoch ein idealer Einstieg 
in das Thema und bietet qualitativ hoch-
wertige Facetten bzw. Impulse. Er sensi-
bilisiert für eine marginalisierte Heimat-
geschichte.

Der „Kult der Unvernunft“ (Bertrand Rus-
sel, 1935) des Nationalsozialismus war 
nicht auf die Städte begrenzt. Der länd-
liche Raum, die Kleinstadt und das Dorf 
waren keine Reservate. Der Nationalso-
zialismus okkupierte mit derselben 
Wucht und mit derselben Barbarei die 
Provinz. Auch wenn sich die Sozialstruk-
tur und Sozialpsychologie des ländli-
ches Raumes von Ballungsräumen un-
terscheidet und im Detail die Mechanis-
men der Machtübernahme unterschied-
lich verliefen, die Ergebnisse waren 
identisch. Ein Beispiel: In der ober-
schwäbischen Kleinstadt Laupheim, ca. 
20 Kilometer südwestlich von Ulm und 
eine der größten jüdischen Gemeinden 
in Württemberg mit etwa 240 Juden 
1933, lebten über 200 Jahre Juden und 
Christen in friedlicher Koexistenz und 
prägten gemeinsam die Stadtkultur. 
Laupheim war auch keine Hochburg der 
NSDAP – dominant war im März 1933 
die Zentrumspartei mit 45,1 Prozent. 
Und trotzdem fand in Laupheim 1933 
auch eine Bücherverbrennung statt 
(wird in dem Beitrag von Cornelia Hecht 
jedoch nicht erwähnt; vgl. dazu Chris-
toph Kopke in: Julius H. Schoeps/Wer-
ner Treß (Hrsg.): Orte der Bücherver-
brennung in Deutschland 1933. 2008, 
S. 570–573), wurden Juden sofort 1933 
ausgegrenzt, an den Pranger gestellt 
und boykottiert. Auch haben sich Laup-
heimer Unternehmer 1933 sehr schnell 
öffentlich von jüdischen Kunden distan-
ziert. In einer Anzeige in der lokalen 
Presse schrieb ein Friseur: „ (…) erkläre 
ich hiermit öffentlich, dass Juden in mei-
nem Geschäft nicht erwünscht sind (…). 
Josef Locherer, Herren- und Damenfri-
seur“. Und auch in der so genannten 
Reichspogromnacht 1938 brannte die 
Laupheimer Synagoge bis auf die 
Grundmauern ab und die erste Depor-
tation Laupheimer Juden nach Riga 
fand am 28. November 1941 statt.
Der ländliche Raum war weder Schutz-
raum noch erfolgte die Machtergrei-
fung ungleichzeitig. Die „Berserkerwut 
in der Verneinung anerkannter Werte 
der europäischen Tradition“ (Richard 
Löwenthal, 1946) fand in Laupheim 
ebenso schnell statt wie in Berlin oder 
München. Die Bürokratie des Terrors mit 
dem deutschen Beamtentum funktio-
nierte in Laupheim ebenso wie in Groß-
städten und die individuellen Exzesse 
neuer Nazi-Repräsentanten gegen Ju-
den waren in Laupheim nicht anders als 
anderswo.
Der Band nimmt die Illusion von einem 
„anderen“ ländlichen Raum während 
des Nationalsozialismus und signali-
siert den Abschied von einer (nie vor-
handenen!) Dorfidylle. Das typische 
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„Stadt-Land-Gefälle“, das wir struktu-
rell, ökonomisch und sozialpsycholo-
gisch an vielen Stellen zwischen Bal-
lungsräumen und dem ländlichen Um-
land bis heute vorfinden, hatte keine 
Konsequenzen bei der Machtergrei-
fung des Nationalsozialismus. Die 
„Gleichschaltung“ von Stadt und Land 
funktionierte erschreckend schnell und 
nachhaltig. Es wird deutlich, dass die 
Sozialpsychologie des Dorfes, die die 
Tübinger Kulturwissenschaftler um Her-
mann Bausinger immer wieder als „Not- 
und Terrorgemeinschaft“ (Utz Jeggle) 
analysierten, in besonderer Weise im 
Zeitraum von 1933 bis 1945 zum Tragen 
kam. Im Gegenteil: Die kleinräumigen 
und „gläsernen“ Sozialstrukturen des 
Dorfes erleichterten in vielen Fällen die 
mentale und physische Okkupation 
durch den Nationalsozialismus. Fazit: 
Ein lesenswerter, wichtiger und aufklä-
rerischer Band.  Ulrich Klemm

Theodor Heuss: Briefe 1918–1933

Hrsg. und bearbeitet von Michael Dorr-
mann:
Theodor Heuss. Bürger der Weimarer 
Republik. Briefe 1918–1933. 
K. G. Saur Verlag, München 2008. Theodor 
Heuss, Stuttgarter Ausgabe, hrsg. von der Stif-
tung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus. 
631 Seiten, 39,80 Euro.

Für den zweiten Band der auf acht Bän-
de angelegten Reihe „Theodor Heuss. 
Stuttgarter Ausgabe. Briefe“ wählten 
die Herausgeber als Zäsuren nicht No-
vember 1918, die Abdankung des Kai-
sers und die Ausrufung der Republik, 
nicht die Ernennung Hitlers zum Reichs-
kanzler am 31. Januar 1933, sondern ei-
nen biographisch-chronologischen An-
satz. Im Januar 1918 zog Heuss von 
Heilbronn zurück nach Berlin. Er war in 
die Geschäftsführung des Deutschen 
Werkbundes berufen worden, daneben 
übernahm er die Schriftleitung der Zeit-
schrift „Deutsche Politik“. Die ersten 
Briefe aus Berlin – an seinen Schwieger-
vater Georg Friedrich Knapp, National-
ökonom an der Universität Straßburg, 
an seine Frau Elly Heuss-Knapp, an den 
Historiker Friedrich Meinecke –  führen 
hinein in die Kreise liberaler Bildungs- 
und Wirtschaftsbürger, in die Welt der 
liberalen Presse. Der 34-jährige Heuss 
nahm teil an den „Mittwochsabenden“ 
des Historikers und Publizisten Hans 
Delbrück (Herausgeber der „Preußi-
schen Jahrbücher“), wurde Mitglied der 
„Deutschen Gesellschaft 1914“, einer 
überparteilichen Vereinigung politi-
scher Prominenter in Berlin, die für einen 
Verständigungsfrieden und die Parla-
mentarisierung des Deutschen Reichs 
eintraten. In den letzten der 229 ausge-
wählten (von circa 1.100 aufgespürten) 
Schreiben vom Dezember 1932/Januar 

1933 machte sich Heuss u. a. Gedanken 
um den inneren Zustand der Deutschen 
Staatspartei, um die „Hitlerei“ („... dürf-
te bei ihrer gegenwärtigen Krise sich 
nicht mehr erholen“), um die bürgerliche 
Mitte als künftige Stütze des Kabinetts 
von Schleicher und um die Frage des 
„politischen Erfolges“ seines Mentors 
Friedrich Naumann.
Für die Jahre 1918 bis 1933 bietet dieser 
Briefband eine wahre Fundgrube, ver-
sammelt eine Fülle von Namen, Ereignis-
sen, Informationen und Überlegungen. 
Heuss war ja auch Studienleiter und Do-
zent an der „Deutschen Hochschule für 
Politik“ in Berlin (bis 1933), stellvertre-
tender Vorsitzender des Bundes der 
Auslandsdeutschen (bis 1932), von 
1920 bis 1933 Bezirksverordneter von 
Berlin-Schöneberg und er hatte für die 
DDP in Groß-Berlin ein Mandat als 
Stadtverordneter von 1929 bis 1933 in-
ne. Er korrespondierte außer mit Famili-
enmitgliedern und Verwandten mit Poli-
tikern, Diplomaten, Wissenschaftlern, 
Kulturschaffenden, Unternehmern und 
Gewerkschaftlern, Architekten, Geistli-
chen, Lehrern, Rechtsanwälten. Es geht 
dabei um das preußische Dreiklassen-
Wahlrecht, eigene und fremde Publika-
tionen, um Glasmalerei, Kandidatenlis-
ten, Wahlkämpfe, Wahlergebnisse und 
Koalitionen, Parteigründungen, um Au-
toren- und Rednerhonorare, um Beurtei-
lungen von Zeitungen, Zeitschriften, um 
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Bücher und Radiovorträge, um Ausflü-
ge, Einladungen und Reiseerlebnisse, 
um Republik und Reichswehr, um Zeug-
nisse seiner Studentinnen und Studen-
ten, um Schule und Prüfungen (seines 
Sohnes Ludwig), um eigene berufliche 
Perspektiven, um Hauskauf und Hausre-
novierung, auch um Wohnverhältnisse 
und Nahrungsmittelversorgung. 
Die Novemberrevolution 1918, die Ab-
dankung des Kaisers und die Ausrufung 
der Republik lehnte Heuss zunächst 
spontan ab: „Ein wüster Tag“, „Militär-
sabotage des Krieges“, „unwürdige Ko-
pie russischer Vorlagen“. Heuss’ pro-
zesshafte Geschichtsauffassung bevor-
zugte die „Annäherung“ an ein par-
lamentarisches Regierungssystem als 
Nahziel. Nach dem politischen Um-
bruch sah er jedoch die Chance, die 
sich bot: einen verfassungspolitischen 
demokratischen Aufbau mit „neuen de-
mokratischen Autoritäten“ zu schaffen. 
Unermüdlich hielt er Reden und verfass-
te Artikel für die parlamentarische De-
mokratie. Kritisch betrachtete Heuss, 
ganz in der Tradition der Liberalen des 
Vormärz, die egalitäre Demokratie, die 
„Massenherrschaft“ bedeute, nur Ver-
tretern einer „Parteiengesinnung“ zur 
Macht verhelfe und letztlich zu einem 
reinen Parteienstaat führe. Immer wie-
der betonte er die Verbindung von De-
mokratie und Nationalgedanke, wenn 
er über das zukünftige Deutschland 
schrieb. Anders als 1871 sollte der Be-
grif f „Nation“ mit liberalen und demo-
kratischen Werten besetzt werden, 
nicht mit vergangenen nationalistischen 
und militaristischen, nicht mit utopi-
schen sozialistisch-marxistischen. Eine 
tatsächliche Gefahr der Bolschewisie-
rung befürchtete er nicht. Als „ein demo-
kratisches Werkzeug (…), gewachsen 
aus dem Gedanken an das Vater-
land“, befürwortete Heuss die allgemei-
ne Wehrpflicht. An den Beratungen 
der Verfassunggebenden Nationalver-
sammlung 1919 konnte er nicht teilneh-
men, die angestrebte politische und da-
mit auch berufliche Karriere und sein 
Wunsch, aktiv „Deutschlands Zukunft“ 
(so der Titel seiner 1919 erschienenen 
Schrift) mit zu gestalten, wurde von der 
württembergischen Parteizentrale ver-
hindert (Payer: „Kronprinze müesset 
warten könne.“), auch seine Frau Elly 
Heuss-Knapp kandidierte vergeblich. 
Reichstagsabgeordneter der DDP wur-
de Heuss 1924, er arbeitete u. a. im 
Kriegsopfer-, Kultur- und Schulaus-
schuss, für ihn eine „reine Lehrlingszeit“. 
Auch bei den Septemberwahlen 1930 
und den Juliwahlen 1932 errang Heuss 
ein Reichstagsmandat, nicht jedoch bei 
den Novemberwahlen 1932. 

Die Briefe sollten nicht allein mit Blick 
auf 1933, auf den Niedergang der Wei-
marer Demokratie und den Aufstieg des 
Nationalsozialismus, gelesen werden. 
Bekannt ist, dass Heuss die ideologi-
schen Bestandteile weitgehend durch-
schaute, wie seine 1932 veröffentlichte 
und 1968 mit einer Einleitung von E. Jä-
ckel neu herausgegebene historisch-
politische Studie „Hitlers Weg“ uns 
zeigt; übrigens das erste einschlägige 
Buch zum Thema. Wenn Heuss als Ab-
geordneter der Deutschen Staatspartei 
während einer Auseinandersetzung mit 
Goebbels, Göring und Strasser im 
Reichstag im Mai 1932 formulierte, die 
„Ausstattung des Drit ten Reiches“ be-
stünde vorwiegend aus „neulackierten 
und aufgeputzten Ladenhütern der wil-
helminischen Epoche“, so wird hier die 
Grenze der Vorstellungskraft eines bür-
gerlichen Liberalen deutlich, denkt man 
an die von Hitler in „Mein Kampf“ aus-
gesprochenen Vernichtungsszenarien. 
Trotzdem: Hätte es in Politik, Militär, 
Presse, Wirtschaft und Wissenschaft 
nach dem verlorenen Krieg mehr sol-
cher Persönlichkeiten wie Heuss gege-
ben, die Weimarer Republik hätte grö-
ßere Chancen gehabt, an positive Tra-
ditionsstränge wie Hambach und Pauls-
kirche anzuknüpfen und sich erfolgreich 
zu behaupten.
In der vorzüglich geschriebenen, von 
profunden Kenntnissen zeugenden Ein-
führung erklärt der Bearbeiter und Her-
ausgeber Michael Dorrman Anlässe, 
Umstände und Hintergründe der Korre-
spondenz, informiert über Briefpartner, 
gibt Hinweise auf vorhandene weitere 
Briefe sowie auf Werke von Heuss. 
Kaum jemand wird das gesamte Kon-
volut chronologisch lesen, sondern 
Schwerpunkte auswählen. Die Lektüre  
wird dadurch erleichtert, dass der Her-
ausgeber, Biographie und Themen ver-
knüpfend, einleitend die Briefe in sechs 
Kapitel gliedert, die in etwa die Karrie-
re und Berufsfelder des „bürgerlichen 
Multifunktionärs“ (Dorrmann) in der 
Weimarer Republik widerspiegeln, zeit-
lich sich nicht scharf abgrenzen lassen: 
„Die Vereinigung von ästhetischen und 
politischen Interessen“ (1918-1922/24), 
„Der Redakteur, Journalist und Schrift-
steller“ (1922–1931/32), „Politische Bil-
dungsarbeit“ (1920–1933), „Der Partei-
politiker“ (1924–1933), „Der Parlamen-
tarier“ (1924–1928), „Krise der Partei 
und des Parteienstaates“ (1930–1932/
33) und „Auseinandersetzung mit dem 
Nationalsozialismus“ (1930–1932). Das 
letzte Kapitel „Familie und Freunde“ 
widmet sich der persönlichen Korres-
pondenz, trennen von der politischen 
lässt sich jene jedoch nicht immer. Wer 

gezielt nach Personen sucht, nach Län-
dern, Orten, Ereignissen, Begrif fen, Par-
teien, Vereinen, Gesetzen und Verord-
nungen, Verlagen, Zeitungen und Zeit-
schriften, die in den Briefen und den 
Kommentaren, in Vorwort, Zeit tafel, Ein-
führung, in den Kurzregesten vorkom-
men, wird schnell fündig: die Bände der 
Stuttgarter Ausgabe zeichnen sich aus 
durch ein umfassendes biographisches 
Personenregister und ein differenzier-
tes stichwortartiges Sachregister. Der 
nächste Band „Briefe 1933–1945“ ist 
bereits auf dem Markt und kann viel-
leicht die Frage beantworten, wie der 
liberale Politiker, der gebildete Bürgerli-
che sich gegenüber den Nationalsozia-
listen verhielt – wir wissen, dass Heuss, 
der mit seiner Fraktion im März 1933 
dem Ermächtigungsgesetz zustimmte, 
von ihnen aus allen seinen Ämtern ver-
drängt wurde. Walter-Siegfried Kircher

Der brave Banker Schwejk 

Martin Geier: 
Fritz Vogt, Gammesfeld. 
Herausgegeben von Fritz Beck und 
Gerhard Schorr. Tübingen 2008. 
108 Seiten, 14,90 Euro (zuzüglich Porto). 

Bezug: Baden-Württembergischer Geno-Ver-
band, Abt. KIV, Heilbronner Str. 41, 
70191 Stuttgart. Fax (0711) 222 13-29 73 77. 
E-Mail: Reinhard.Bock-Mueller@bwgv-info.de 

Der Schwejk aus Hohenlohe heißt Vogt 
– Fritz Vogt. Beruf: Landwirt, Passion: 
Bankvorstand. „Eine Bank funktioniert 
ganz einfach: Einige haben Geld, an-
dere brauchen Geld.“ Alles andere, ein 
„Finanzprodukt“ etwa, ist vom Übel. 
Sein Motto: „Wenn ebbes vun owwe 
kummt, muaß mr immer ärscht froache: 
Wu stäht’n des?“ 
Fritz Vogt war vierzig Jahre lang Chef 
der Raiffeisenbank Gammesfeld, des 
kleinsten, aber berühmtesten Geldinsti-
tuts der Republik. Gammesfeld liegt im 
ehemaligen württembergischen Ober-
amt Gerabronn, im Kreis Schwäbisch 
Hall, unweit des bayerischen Rothen-
burg ob der Tauber. Bekannt geworden 
ist der Ort durch den Film „Schotter wie 
Heu“, durch Vogts Auftrit te in Reinhold 
Beckmanns Talkshow und bei Sandra 
Maischberger – sowie durch Martin 
Geier, den Autor des Buches, der als Re-
dakteur der Stuttgarter Zeitung das 
Schicksal der kleinen Bank schon vorher 
journalistisch begleitet hatte. Die gro-
ßen Blätter Deutschlands und die inter-
nationale Presse kamen später. „Fritz 
Vogt pfeift auf den Kapitalismus“, 
schrieb die Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung. Doch das alleine hät-
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te die Journalisten vermutlich nicht 
überzeugt, wenn nicht auch hohe Zin-
sen für Sparer und niedrige für Kredit-
nehmer sie neugierig gemacht hätten. 
Das Er folgsrezept: Raiffeisens Örtlich-
keitsprinzip, sparsamste Verwaltung, 
geringe Vergütungen und Nähe zu den 
Menschen: Auch sonntags nach der Kir-
che öffnete die Bank, wenn das Mariele 
kommt, „wall dr Vadder noch a weng a 
Geeld braucht“. Eine Bank als Oase in 
der Servicewüste Deutschland! 
„So lange ich lebe, bleibt das Kässle un-
abhängig“, war Vogts Ziel. Und er wollte 
das Ruder nur aus der Hand geben, 
wenn sich ein Nachfolger fände, der die 
kleine Bank im Geiste Friedrich Wilhelm 
Raiffeisens fortführen würde. „Die in 
Stuttgart“ hätten ihn schon lange weg-
haben wollen, meint er. Der Genossen-
schaftsverband räumt ein, man habe 
sanften Druck ausgeübt, zumal man 
nicht wirklich daran geglaubt habe, 
dass sich ein Nachfolger werde finden 
lassen, der den Idealen Raiffeisens und 
Vogts genügen würde. Seit Anfang 
2008 leitet mit Peter Breiter ein Fach-
mann und geborener Gammesfelder die 
Bank. Mit 78 Jahren hatte sich Fritz Vogt 
vorher zur Ruhe gesetzt. Als Abschieds-
geschenk haben zwei Banker, ein örtli-
cher und ein Stuttgarter, für ihn das hier 
vorgestellte Buch herausgegeben. 
Der Weg zum Bankenrebellen und Me-
dienstar war Fritz Vogt nicht vorgezeich-
net, als er 1967 das „Kässle“ von seinem 
Vater übernahm. Der Druck kam von au-
ßen. Schon 1970 kamen die städtischen 
Volksbanken und die dörflichen Raiffei-
senbanken unter ein zentrales Dach. 
Die Existenzfrage stellte sich dann 1976 
mit der Herstatt-Pleite. Danach wurde 
das Vier-Augen-Prinzip gesetzlich vor-
geschrieben. Zwei hauptamtliche Ge-
schäftsführer wollte die Aufsicht, nicht 
einen Ein-Mann-Betrieb. Das aber hät-
te Fusion bedeutet. Das Vier-Augen-
Prinzip sei im Gammesfelder System 
auch gewahrt, sagte Fritz Vogt: er führe 
die Geschäfte und ein Vorstandskolle-
ge schaue ab und zu nach dem Rechten. 
Vogt imitiert den braven Soldaten 
Schwejk und stellt sich taub. Für Schrei-
ben aus Frankfurt und Stuttgart hat er 
einen Papierkorb. Computer sind mo-
derner Quatsch. Doch als 1984 die Ban-
kenaufsicht in Berlin der Raiffeisenbank 
Gammesfeld die Geschäfte mit Ge-
fängnisandrohung untersagt, ist der 
Gerichtsweg unvermeidlich. 1987 ent-
scheidet das Bundesverwaltungsge-
richt in Vogts Sinn: das Vier-Augen-Prin-
zip ist in Gammesfeld gewahrt. Die Ge-
richtskosten zahlt der Kläger Die Bank 
ist gerettet, doch erst 2008 findet sich 
ein Nachfolger. Vogt muss verwinden, 

dass Peter Breiter auch den Computer 
nutzt; und die Zentrale ist zufrieden, 
weil jetzt die ganze Bandbreite der 
Bankangebote auch in Gammesfeld an-
geboten wird. 
Martin Geier hat Fritz Vogt einfühlsam 
porträtiert. Auch die früheren Widersa-
cher Vogts würdigen heute, dass er der 
Idee des Genossenschaftsgedankens 
mehr Aufmerksamkeit verschafft hat, als 
es die eigenen Öffentlichkeitsarbeiter 
je vermocht hätten; und das in einer 
Zeit, da das Ansehen der Banken zu 
Recht am Boden liegt. Von Vogt können 
die Institute lernen: Mit Leistung und 
Service kann eine Bank imponieren, 
nicht mit Wolkenkratzern. 
Das schmale Bändchen ist auch ein po-
litisches Buch, nicht nur wegen des Fall-
beispiels Individuum gegen Apparate. 
Politische Bildung beginnt in der Fami-
lie, lernt man: Kaum drei Jahre alt ist 
Fritz, als er im Volksempfänger Hitler 
hört und die Mutter sagt: „Der blääkt ja 
wie a Vieh.“ Das bleibt im Kopf. Mit Karl 
Östreicher, dem langjährigen CDU-
Landtagsabgeordneten, verbindet ihn 
eine Freundschaft, die sich auch durch 
politische Gegensätze nicht erschüt-
tern lässt. Als Östreicher einmal Ger-
hard Mayer-Vorfelder nach Gammes-
feld holt, rät er seinem Schulfreund: 
„Fritz, wenn der MV spricht, dann hörst 
du halt weg.“ Der brave Banker Schwejk 
dürfte damit kein Problem gehabt ha-
ben.  Otto Bauschert

Diskriminierung abbauen – 
Toleranz fördern

Beelmann, Andreas / Jonas, Kai J. (Hrsg.): 
Diskriminierung und Toleranz. 
Psychologische Grundlagen und 
Anwendungsperspektiven. 
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2009. 
540 Seiten, 39,90 Euro.

„Obwohl einerseits Menschen versu-
chen, bloß nicht diskriminierend zu 
erscheinen, nehmen Diskriminierungs-
phänomene in der Gesellschaft kaum 
spürbar ab.“ Dieser Befund aus den 
USA trif f t wohl auch für Deutschland zu. 
Diskriminierung und Toleranz sind As-
pekte des Zusammenlebens, die uns 
täglich begegnen und herausfordern: 
nicht nur im Umgang mit „Fremden“, mit 
anderen Kulturen und Religionen, son-
dern auch z.B. mit Behinderten und Ob-
dachlosen, mit politisch Andersdenken-
den, im Verhältnis der Geschlechter 
oder bei der Erklärung von sozialer Un-
gleichheit und gewaltbereitem Extre-
mismus. Um Diskriminierung abzubauen 

und Toleranz zu fördern, bedarf es der 
Grundlegung durch interdisziplinäre 
Studien. Die beiden Herausgeber set-
zen sich als Sozialpsychologen das 
Ziel, den Stand der psychologischen 
Forschung in der Art eines Handbuchs 
auch für interessierte Laien verständlich 
darzustellen. Zentrale Themen sind: der 
Umgang mit Andersartigkeit, Konflikte 
zwischen Gruppen und Perspektiven für 
einen Umgang ohne Diskriminierung. 
Die Herausgeber wollen nicht „For-
schung pur“ präsentieren, sondern ihre 
Relevanz für das Verständnis von Kon-
fliktpotentialen und die Ausrichtung 
praktischer Aktivitäten aufzeigen.
Der Band gliedert sich in drei Teile: Er-
gebnisse der Grundlagenforschung, 
konkrete Phänomene und Gruppenpro-
bleme sowie Perspektiven für Präventi-
on und Intervention. Die Kapitel in die-
sen Teilen (maximal 15-20 Seiten) sind 
ähnlich aufgebaut und klar strukturiert. 
In Teil I stehen Ansätze und zentrale Be-
funde der Forschung sowie die Folgen 
von Diskriminierung im Mittelpunkt. In 
den beiden anderen Teilen werden je-
weils spezielle Themen behandelt, For-
schungsergebnisse eingeschätzt und 
Handlungsmöglichkeiten erörtert. An-
schauliche Beispiele, Zusammenfassun-
gen der Kapitel, Literaturhinweise sowie 
ein Stichwort- und Autorenverzeichnis 
(mit Kontaktadressen!) erhöhen den 
Nutzwert besonders für den Laien. Das 
Netzwerk der Autor/innen hat seinen 
Kern in einer Forschergruppe am Psy-
chologischen Institut der Universität Je-
na (maßgeblich initiier t von Amélie 
Mummendey), bezieht aber auch inter-
nationale Expertise aus Holland und 
Großbritannien mit ein.
Anspruch und thematische Reichweite 
des Bandes verlangen nach einer Ein-
leitung, die grundlegende Begrif fe 
klärt: Gruppe und Kategorie, Vorurteil, 
Diskriminierung und Toleranz. Das ge-
schieht knapp und übersichtlich. Wir al-
le ordnen andere Menschen ein und ur-
teilen häufig über sie, entwickeln Sym-
pathien oder distanzieren uns. Wichtig 
ist hier der Unterscheidung zwischen 
Kategorien und Gruppen: Kategorien 
sind bloße Bezeichnungen, die sich eine 
Anzahl von Menschen selbst gibt oder 
ihr von anderen gegeben wird (z.B. An-
gestellte, Jugendliche). Für reale soziale 
Gruppen ist dagegen kennzeichnend, 
dass in ihnen mehrere Individuen inter-
agieren, die Ziele verfolgen und Struk-
turen ausbilden; sie nehmen sich als Ein-
heit wahr, die auf einer gemeinsamen 
Identität oder spezifischen Beziehun-
gen untereinander beruht. (S. 21–22) 
Vorurteile enthalten negative Bewer-
tungen, Gefühle und Wahrnehmungen, 
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eventuell auch Handlungsabsichten ge-
genüber anderen, die nach Meinung 
der Mehrheit einer Gesellschaft nicht 
gerechtfertigt sind. Diskriminierung da-
gegen wird in der Psychologie als ein 
Prozess gewertet, in dem nur die Diskri-
minierten selbst die Behandlung durch 
andere als Diskriminierung bezeichnen 
können (und es somit begrif flich offen 
ist, inwieweit eine solche Bewertung ge-
sellschaftlich akzeptiert ist). Entspre-
chend werden Vorurteile eher in ihren 
innerpsychischen Mechanismen („soci-
al cognition“) und Diskriminierung als 
„Aushandlungsprozess“ mit dem Ziel ei-
ner Verständigung in der Gesellschaft 
untersucht. (S. 22–25) Beide Ansätze 
schließen sich nicht aus, und in liberalen 
Demokratien gibt es weithin Konsens 
über illegitime Formen der Schlechter-
behandlung von Gruppen. Toleranz sei 
eher ein Wert oder Verhaltensmaßstab, 
psychologisch am ehesten als Einstel-
lung erfassbar. Dabei spielen Macht-
verhältnisse eine besondere Rolle. 
Während Vorurteile und Diskriminie-
rung relativ einfach messbar seien, gel-
te dies nur sehr eingeschränkt für das 
jeweilige Maß an Toleranz. (Unklar 
bleibt allerdings, warum es nicht mög-
lich sein soll, Diskriminierung und min-
destens Intoleranz auf der Ebene kon-
kreten Verhaltens weitgehend auch ob-
jektiv zu erfassen, zu messen und kri-
tisch zu beurteilen.) Schließlich erörtern 
die Herausgeber ausführlich Bedingun-

gen, Defizite und Chancen des Trans-
fers von Forschungsergebnissen in die 
soziale Praxis (einschließlich Bildung 
und Erziehung), in die Öffentlichkeit und 
in die Politik hinein.
Es ist in diesem Rahmen nicht möglich, 
auch nur annähernd den kompakten In-
halt von 24 Kapiteln wiederzugeben. 
Stichworte und Überschriften sollen 
hier immerhin Basisinformationen ver-
mitteln und als Appetitanreger für die 
Lektüre dienen. 
In Teil I sind grundlegend die drei eher 
systematischen Artikel über wesentliche 
psycho-soziale und kognitive Determi-
nanten von Diskriminierung und Tole-
ranz: Gruppenzugehörigkeit und sozia-
le Kategorisierung; Motivation und 
Selbstregulation als Streben nach Nä-
he bzw. Distanz zu einer Gruppe; Ste-
reotype und Vorurteile als (sozial-)kog-
nitive Faktoren. Unterschiedliche Pers-
pektiven auf diese Thematik bieten da-
gegen vier Beiträge aus der Sicht der 
Persönlichkeits- und der Entwicklungs-
psychologie sowie der politischen Sozi-
alisationsforschung. Handlungsrele-
vant ist schließlich auch die Art und 
Weise, wie Diskriminierungserfahrun-
gen verarbeitet werden. In diesem Teil 
geht es also um die Frage, wie sich dis-
kriminierende bzw. tolerante Einstellun-
gen und Verhaltensweisen entwickeln 
und verstärkt werden, um grundlegen-
de inner- und zwischenpersönliche Pro-
zesse, um die Rolle von Persönlichkeit 

und Situation, von Lern- und Anpas-
sungsprozessen.
Der sehr viel umfangreichere Teil II wid-
met sich konkreten Phänomenen, Prob-
lemlagen und Prozessen in diesem Feld, 
die empirisch zu beobachten sind und 
hohe praktische Relevanz haben. Zu-
nächst geht es um Themen, die sich 
auf bestimmte Gruppen beziehen: die 
Akkulturation und Integration ethnischer 
Gruppen; Geschlechter- und Altersdiskri-
minierung; Diskriminierung von Lesben, 
Schwulen und Bisexuellen sowie chro-
nisch Kranken am Beispiel HIV/AIDS. So-
dann werden politisch-soziale Problem-
lagen ausgelotet: Rechtsextremismus, 
terroristische Bedrohung und Toleranz 
sowie Hooliganismus. Schließlich wer-
den Formen der Diskriminierung in aus-
gewählten Handlungsbereichen unter-
sucht: im Kontext von Bildung und Bil-
dungschancen, im Blick auf Folgen für 
körperliche und psychische Gesundheit, 
als Problem der „prekären Arbeitsgesell-
schaft“, bei Unternehmensfusionen und 
in den Medien. (Teil II als eine Art Nach-
schlagewerk ist eher selektiv zu lesen). 
Teil III dürfte für Pädagogen und poli-
tisch-sozial Engagierte besonders inter-
essant sein: Gründlich werden hier In-
terventionen zur Prävention von Vorur-
teilen und Diskriminierung, die Vermitt-
lung von interkultureller Kompetenz, 
staatsbürgerschaftliches Engagement 
und Zivilcourage sowie am konkreten 
Beispiel der AIDS-Hilfe-Bewegung kol-
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lektives Handeln und Gruppensolidari-
tät vorgestellt und diskutiert. Diese Ka-
pitel seien besonders zur Lektüre emp-
fohlen, weil hier der Handlungsbezug, 
also die Frage nach Möglichkeiten, 
Strategien und Wirksamkeit verschie-
dener Formen von Prävention und Inter-
vention im Vordergrund stehen.  
Will man die Leistungen von Herausge-
bern und Autoren würdigen, so ist zu-
nächst festzuhalten: ein solches Hand-
buch auf dem neuesten Stand der For-
schung, das dem Leser in systematischer 
Form Überblick und Orientierung bietet, 
gab es bisher nicht (und wird auch so 
schnell nicht veralten). Was diesen 
Band ebenso auszeichnet, ist der inten-
sive und gründlich reflektierte Bezug zu 
verschiedenen Praxisfeldern. Die Her-
ausgeber versuchen hier einen Brücken-
schlag, der sich primär nicht an den ver-
ästelten Problemen der Forschung und 
innerwissenschaftlichen Kontroversen 
orientiert (ohne diese zu vernachlässi-
gen), sondern im Bewusstsein eines 
drängenden gesellschaftlichen Prob-
lems nach der Relevanz von Ergebnis-
sen der Forschung fragt und diese dann 
auf Handlungsperspektiven bezieht. Es 
bleibt dabei nicht beim Appell oder all-
gemeinen Reflexionen, sondern Strate-
gien der Prävention und Intervention 
werden konkret vorgestellt und in ihrer 
Wirksamkeit diskutiert. Begrif fe und 
Forschungsansätze werden kurz und 
präzise erläutert. Auch finden sich im-
mer wieder (selbst-)kritische Reflexio-
nen zu Forschungsmethoden (z.B. der so 
beliebten Labor-Experimente). Leistun-
gen und Lücken der Forschung werden 
ebenso deutlich wie die Herausforde-
rungen des Wissenstransfers zwischen 
„Theorie und Praxis“ – und umgekehrt!
Diskriminierung und Toleranz sind nicht 
nur psychologisch zu verstehen. Das 
wissen die Herausgeber und verweisen 
auf andere Disziplinen, die größere 
Kontexte und Erklärungszusammenhän-
ge erfassen. Entsprechend gibt es wei-
tere Strategien gegen Diskriminierung, 
für die Förderung von Toleranz in Recht 
und Politik, in Bildung und Erziehung, 
durch Sozialarbeit und zivilgesell-
schaftliches Engagement. Nützlich wä-
re es gewesen, den Stellenwert psycho-
logischer Forschung und Interventions-
strategien in diesem größeren Zusam-
menhang genauer zu bestimmen. Die 
Herausgeber bedauern außerdem 
selbst, dass Beiträge zu wichtigen 
Gruppen wie Behinderten, Muslimen, 
Juden, Asylbewerbern und Spätaus-
siedlern fehlen. Das liegt allerdings nur 
zum Teil an einem Mangel an For-
schung, wenn man etwa an den Antise-
mitismus denkt. Kritisch bleibt schließ-

lich anzumerken, dass es nicht allen Au-
toren gelungen ist, sich genügend von 
der doch manchmal recht schwer ver-
ständlichen psychologischen Fachspra-
che zu lösen. 
Gleichwohl: dies ist ein hoch verdienst-
volles Handbuch, das einen vorzügli-
chen Überblick bietet und einer interes-
sierten Öffentlichkeit den Zugang zum 
Thema erheblich erleichtert. Ein Hand-
buch also nicht nur für Studierende und 
Fachleute, sondern für Schule  und Er-
wachsenenbildung, für Journalisten 
und politisch-sozial Engagierte. Lehrer 
können durch gezielte Lektüre Grundla-
gen und Anregungen für die Unter-
richtsvorbereitung und Projekte, Schüler 
der Sekundarstufe II für Facharbeiten 
gewinnen. Als Standardwerk sollte die-
ses gelungene Handbuch in keiner Bib-
liothek fehlen.  Gerd Meyer

Eindeutschungsfähig?!

Roman Sobkowiak: 
Eine polnisch-deutsche Biografie – 
im NS-Staat und in der jungen 
Bundesrepublik. 
Herausgegeben von Silvester Lechner, 
Dokumentationszentrum Ober Kuhberg Ulm e.V.; 
Ulm, Klemm & Oelschläger 2009, 116 Seiten, 
73 Abbildungen, 19,90 Euro

In der historischen Forschung zum Zwei-
ten Weltkrieg ist in den vergangenen 
Jahren der Zusammenhang von Krieg- 
und Besatzungspolitik mit Genozid und 
rassistisch motivierten „ethnischen Säu-
berungen“ deutlich herausgearbeitet 
worden. Schon in den 1950er Jahren 
veröffentlichte das Münchener Institut 
für Zeitgeschichte jene aufschlussrei  -
che „Denkschrift“, in dem der Reichsfüh-
rer SS Heinrich Himmler in seiner Funk-
tion als „Reichskommissar für die Festi-
gung des deutschen Volkstums“ seine 
„Gedanken über die Behandlung der 
Fremdvölkischen im Osten“ darlegte. 
Der Herausgeber der vorliegenden Pu-
blikation, der langjährige wissenschaft-
liche Leiter der Ulmer KZ-Gedenkstätte, 
Silvester Lechner, bezeichnet die Denk-
schrift zutreffend als „ein Schlüsseldo-
kument“ zum Verständnis deutscher Be-
satzungspolitik im „Osten“. Der Text ist 
im Anhang der vorliegenden Publikati-
on erneut wiedergegeben.
In Himmlers Sicht waren die Menschen 
in Polen und generell in Osteuropa ei-
ner „rassischen Musterung“ zu unterzie-
hen. Während vorgeblich „rassisch Un-
erwünschte“ – hier sind vor allem Juden 
gemeint - der Vernichtung anheim fallen 
sollten, sollten „rassisch Minderwerti-
ge“ rücksichtslos als Arbeitskräfte aus-

gebeutet werden, während hingegen 
mutmaßliche Träger „germanischen Blu-
tes“ als „eindeutschungsfähig“ galten.
 Der nun vorliegende Erinnerungsbericht 
von Roman Sobkowiak ist ein seltenes 
autobiographisches Zeugnis. Es ist die 
Lebensgeschichte eines Mannes, der 
die Klassifizierung der „Eindeutschungs-
fähigkeit“ am eigenen Leib erlebt hat. Im 
Lager Litzmannstadt (Lodz) der bereits 
1940 gegründeten „Umwandererzent-
ralstelle“ UWZ, die die Se lektionen vor-
nahm, wurden die Familie Sobkowiak 
entsprechend eingestuft und schließlich 
in das „SS-Umsiedlungslager Schelklin-
gen“ verbracht. In dieses Lager wurden 
neben Polen vor allem „Umsiedler“ aus 
dem Elsaß gebracht. In den Lagern soll-
ten die Betreffenden neben politischer 
Schulung vor allem eines leisten: Arbei-
ten. Denn, wie neuere Studien zeigen, 
war die Arbeitsleistung ein wichtiges, 
wenn nicht faktisch das entscheidende 
Kriterium, das aus bisherigen „Polen“ 
nun „Deutsche“ werden lies.
Sobkowiak berichtet von der Musterung 
in Polen und dann vor allem vom Leben in 
Schelklingen: Die Ankunft im April 1942, 
wohin die Eltern bereits ein Jahr zuvor 
hingekommen waren, der Alltag im La-
ger, der erste Arbeitsplatz im Ulmer Mu-
sikhaus Reisser. Vor allem teilt Sobkowi-
ak viele, viele Details und Einzelbeob-
achtungen mit, die den Bericht zu einer 
reichhaltigen historischen Quelle ma-
chen: Die öffentliche Hinrichtung eines 
polnischen Zwangsarbeiters wegen an-
geblicher „Rassenschande“, zu der zu 
„Abschreckungszwecken“ die polnischen 
Zwangsarbeiter der umliegenden Dörfer 
lastwagenweise herangeschafft wur-
den, die Präsenz franzö sischer SS-Ange-
höriger auf Ulmer Straßen – „Begreifen 
konnte ich das lange nicht“ –; die pom-
pöse Inszenierung der Beerdigung des 
zum Selbstmord genötigten General-
feldmarschall Erwin Rommel im Oktober 
1944 und vieles mehr.
Brenzlig wurde es für den Radiofach-
mann Sobkowiak,  als er einmal selbst 
fast wegen „Feindsenderhören“ er-
wischt wurde. Schließlich berichtet Sob-
kowiak von den Bombardierungen 
Ulms, von der Besetzung Schelklingens 
durch US-Truppen und der folgenden 
französischen Besatzung.
Während die Eltern nach Kriegsende 
nach Polen zurückkehrten, blieb Roman 
Sobkowiak  in Deutschland – vor allem 
der Liebe zur Freundin und späteren 
Ehefrau Liesl wegen.
Das Leben in der frühen Bundesrepublik 
war oft durch Diskriminierungen ge-
prägt. Sobkowiak war staatenlos und 
seine Ehefrau war es durch die Heirat 
mit ihm geworden. Überdies wiesen 
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Name und Akzent zu deutlich auf die 
polnische Herkunft hin. „Der Nazismus 
war noch lange nicht aus den Köpfen 
verschwunden“, so Sobkowiak rückbli-
ckend. Seine Einbürgerungsurkunde er-
hielt Sobkowiak durch die Bundesrepu-
blik Deutschland erst 1960. Sobkowiak 
konnte dennoch Fuß fassen und nach 
verschiedenen Arbeitsstätten wurde er 
schließlich 1951 als Radiomeister im Ul-
mer Telefunken-Röhrenwerk eingestellt, 
wo er nach und nach aufsteigen konnte. 
Insgesamt 33 Jahre blieb er bei Telefun-
ken und wirkte u.a. bei der Entwicklung 
moderner Medientechnik mit. 
Erst in den vergangenen Jahren widme-
te sich Sobkowiak der Verarbeitung und 
Vermittlung seiner gleichermaßen ex-
emplarischen wie außergewöhnlichen 
Lebensgeschichte, u.a. als Zeitzeuge in 
Schulen.
Die Bedeutung dieses persönlichen Er-
innerungsberichtes besteht über dem 
lokalgeschichtlichen Quellenwert hin-
aus nicht zuletzt darin, dass es in publi-
zierter Form bislang keinen vergleich-
bar umfangreichen Erlebnisbericht ei-
nes ähnlich Betroffenen gibt.  Der Band 
schließt mit einer Chronologie und einer 
Auswahl-Bibliographie und ist mit vie-
len Fotos durchgängig illustriert.

Christoph Kopke

Amok im Kopf. Warum Schüler töten.

Peter Langman:
Mit einem Vorwort von Klaus 
Hurrelmann.
Beltz Verlag, Weinheim und Basel 2009.
334 Seiten, 19,95 Euro.

Durch den Amoklauf in Winnenden am 
11. März 2009 geriet das Thema Amok 
auf tragische Weise erneut in den Fokus 
der öffentlichen Diskussion. Eine sol-
cherart exzessive Gewaltanwendung 
kannte man bis zu dem Amoklauf von 
Robert Steinhäuser in Erfurt im Jahre 
2002 allenfalls aus den Vereinigten 
Staaten – etwas der Amoklauf an der 
Columbine High School im amerikani-
schen Lit tleton. Die Tat in Winnenden 
hinterließ Ratlosigkeit, nicht nur ange-
sichts des Unvermögens, Amokläufe 
grundsätzlich verhindern zu können. 
Die Geschehnisse in Erfurt, Emsdetten 
und zuletzt in Winnenden hinterlassen 
stets die Frage, warum ein junger 
Mensch eine derart unfassbare Tat be-
geht. Seit vielen Jahren beschäftigt sich 
Peter Langman als Psychiater und Gut-
achter mit exakt dieser Frage: Warum 
entschließt sich ein Kind oder Jugendli-
cher, in seiner Schule Amok zu laufen? 
Langman, der unmittelbar nach dem 

Schulmassaker – so der von ihm verwen-
dete Terminus – an der Columbine High 
School (1999) in einer psychiatrischen 
Klinik in Kontakt mit einem potentiellen 
Nachahmungstäter kam, konzentriert 
sich in seiner fundierten, nunmehr auf 
Deutsch vorliegender Analyse auf zehn 
Täterstudien, die er nach den Gescheh-
nissen an der Columbine High School 
als psychiatrischer Gutachter anfertig-
te. Seine zentrale These ist: Jugendliche 
Amokläufer sind psychisch krank. In all 
den zehn Einzelfällen, die Langman er-
örtert, konnte er bei den Tätern extrem 
starke psychische Störungen und pa-
thologische Krankheitsbilder diagnosti-
zieren. Er gruppiert die jugendlichen Tä-
ter in drei Krankengruppen bzw. ordnet 
diese drei Krankheitsbildern zu: psycho-
pathische (S. 54–93) und psychotische 
(S. 96–175) Täter sowie traumatisierte 
Amokläufer (S. 178–211). Die ausführli-
chen Fallrekonstruktionen verdeutlichen 
in erschreckender Anschaulichkeit, wie 
deformiert das Innenleben dieser Ein-
zeltäter war. Sie wurden – so die zentra-
le Aussage von Langmans Fallstudien – 
zu Tätern, weil sie wegen ihrer psychi-
schen Krankheiten an ihrer eigenen 
Existenz verzweifelten, sich sowie ihre 
soziale Um- und Mitwelt nicht mehr er-
tragen konnten. Klaus Hurrelmann 
mahnt allerdings in seinem profunden 
Vorwort zur deutschen Ausgabe an, 
dass eine ausschließliche Konzentrati-
on auf die Persönlichkeit der Täter unzu-
lässig ist. Die pathologische Facette 
müsse stets in einen größeren Kontext 
gestellt werden. In allen bisher bekannt 
gewordenen Amokläufen – so im Übri-
gen auch in Deutschland – spielt die 
Verfügbarkeit über Waffen und die Affi-
nität zu Waffen eine entscheidende Rol-
le. Bei allen Tätern handelt es sich um 
junge Männer, bei denen ein problema-
tisches soziales Umfeld konstatiert wer-
den kann. Hierzu gehören zum Beispiel 
Probleme in der Eltern-Kind-Beziehung, 
die Flucht der Täter in eine mediale 
Scheinwelt, die „Gewöhnung“ an Ge-
walt durch menschenverachtende Kil-
lerspiele, unsichere Beziehungen zu 
Gleichaltrigen, ein Mangel an Anerken-
nung bis hin zur sozialen Zurücksetzung. 
Erst diese Faktoren zusammen führen in 
einem verhängnisvollen Wechselspiel 
mit der Persönlichkeit der Jugendlichen 
zur Tat. Am Ende des Buches finden sich 
zehn „Lektionen“, wie man ein Schul-
massaker verhindern kann. Aufgrund 
der Konzentration auf den Persönlich-
keitsfaktor ist Langmans Forderung na-
he liegend: Das Schweigen der Täter, 
aber auch das der Eltern, denen ihr Kind 
seltsam erscheint, zu brechen. Dies gilt 
auch für Freunde und Gleichaltrige, die 

eine Drohung mitbekommen, und be-
zieht ebenso Lehrerinnen und Lehrer mit 
ein, die erste Anzeichen einer psychi-
schen Verstörung registrieren. Langman 
thematisiert hier das sogenannte Lea-
king. Dies bedeutet, dass jugendliche 
Amokläufer direkt oder indirekt Tatfan-
tasien oder Pläne für einen Amoklauf 
direkt oder indirekt „durchsickern“ las -
sen. Dieses Phänomen bietet mögliche 
Ansatzpunkte zur Früherkennung und 
zum gezielten Intervenieren. Letztlich 
kommt Langman zu dem Schluss, dass 
trotz schulischer Sicherheitsvorkehrun-
gen und präventiver Maßnahmen eine 
„Restrisiko“ bestehen bleibt. Der beste 
Schutz ist somit immer noch eine Entde-
ckung im Vorfeld.  Siegfried Frech

Partisanen – Helden oder Banditen?

Bogdan Musial: 
Sowjetische Partisanen 1941-1944. 
Mythos und Wirklichkeit.
Ferdinand Schöningh Verlag, Paderborn 2009.
592 Seiten, 39,90 Euro.

Der noch relativ junge Diskurs über Par-
tisanen seit Mitte des 20. Jahrhunderts 
ist vielschichtig, multiperspektivisch, be-
wegt sich zwischen ganz unterschied-
lichen Motivlagen und Erkenntnisinter-
essen und wird auch unter dem Label 
„irregulärer Krieg“ geführt. Eine ent-
sprechende Rezeptionsgeschichte liegt 
derzeit jedoch noch nicht vor. Um die 
neue Studie von Bogdan Musial besser 
einordnen zu können, macht es deshalb 
Sinn, zunächst einen kurzen Blick auf die 
vorhandenen Ebenen der Auseinander-
setzung zu werfen.
1. In der Forschung war bis in die 1960er 
Jahre hinein ein militärhistorischer Blick 
dominant, der in der westlichen Welt die 
Partisanenkriegsführung als ein kommu-
nistisches Politikinstrument mit hohem 
Bedrohungs- und Gefahrenpotential 
analysierte. 
2. Als Reaktion auf diese rein militärwis-
senschaftliche Betrachtung kommt es in 
den 1960er Jahren erstmals zu einer 
geisteswissenschaftlichen und systema-
tischen Auseinandersetzung.
3. Damit verbunden ist eine biografiege-
schichtliche Diskursebene, die sich mit 
Einzelpersonen beschäftigt wie z.B. mit 
Lawrence von Arabien, Che Guevara 
oder Andreas Hofer.
4. Ein weiterer Fokus in der Auseinan-
dersetzung ist der konkret militärisch-
politische Blick, d.h. die Analyse als eine 
Befreiungs- und Widerstandsstrategie, 
wie z.B. von Mao Tse-tung.
5. Ganz anders gestaltet sich dagegen 
ein belletristischer Zugang, der sich in 
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der Qualität von trivialen Landser-Hef-
ten über Kinder- und Jugendliteratur bis 
hin zur Weltliteratur von Ernest Heming-
way mit „Wem die Stunde schlägt“ (1940) 
bewegt. 
6. In Form von Zeitzeugenberichten fin-
det vor allem seit den 1980er Jahren eine 
weitere Form der Aufarbeitung und Dis-
kussion statt.
7. Die jüngste Blickrichtung stammt aus 
der sozialwissenschaftlichen und histori-
schen Forschung mit differenzierten sys-
tematischen Fragestellungen.
8. Schließlich findet auch eine verglei-
chende Betrachtung statt. Es geht dabei 
um Abgrenzungen unterschiedlicher For-
men des irregulären Kampfes. 
Die aktuelle Studie von Musial ist in die-
sem Kontext im Bereich der sozialwissen-
schaftlich-historischen Forschung ange-
siedelt und bietet sowohl chronologi-
sche als auch systematische Aspekte des 
russischen Partisanenkrieges während 
des II. Weltkrieges. Eine Auseinander-
setzung mit dem Phänomen der Partisa-
nen an sich findet jedoch nicht statt. Der 
Forschungsansatz basiert auf einer 
Quellenanalyse mit dem Ziel der Dar-
stellung einer chronologischen Verlaufs-
geschichte unter bestimmten systemati-
schen Gesichtspunkten. Ein grundsätzli-
cher Diskurs über das Wesen von Parti-
sanen und ihres irregulären Kampfes, 
z.B. auch durch einen Vergleich mit an-
deren Schauplätzen eines Partisanen-
krieges, wird nicht geleistet.
Der polnische Historiker und Autor Bog-
dan Musial greift „lediglich“ eine Facette 
aus der Geschichte der Partisanenkämp-
fe heraus und unterzieht sie einer intensi-
ven Analyse. Der Russische Partisanen-
krieg 1941–1944 zählt mit zu den quanti-
tativ und qualitativ intensivsten Partisa-
nenaktionen im 20. Jahrhundert. Durch 
die Öffnung der sowjetischen Archive 
wurde es erstmals möglich, mit neuen 
Quellen diese Geschichte neu zu schrei-
ben und dem oftmals evokativ-politi-
schen Charakter älterer Studien quellen-
gestützte Analysen entgegen zu halten. 
Musial konzentriert sich ausschließlich 
auf Weißrussland, also jenes Gebiet, 
das seit dem deutschen Überfall im Juni 
1941 für die Deutsche Wehrmacht mit 
der „Heeresgruppe Mitte“ im Zentrum 
des Russlandkrieges stand. 
Seine Analyse unterteilt er in zwei große 
Teile: einen historisch-chronologischen 
Teil und einen systematisch-problemori-
entierten Teil. Im ersten großen Ab-
schnitt, der knapp 300 Seiten umfasst, 
beschreibt er nach Jahren getrennt so-
wohl mit Blick auf die Partisanen als auch 
auf die deutsche Besatzungsmacht und 
ihre Gegenstrategien den Verlauf des 
Partisanenkrieges. Es wird dabei deut-

lich, dass es sich nicht nur um vereinzelte 
Gruppen von Partisanen in diesem Ge-
biet handelte, sondern um eine „Zweite 
Front“ mit taktischen und strategischen 
Entscheidungen auf beiden Seiten, die 
allerdings, so Musial, nur bedingt kriegs-
entscheidend waren. Das Ausmaß des 
Grauens, das dabei für die Zivilbevölke-
rung entstand, verdeutlicht der Autor im-
mer wieder mit Zahlen und Dokumenten: 
Im Sommer 1941 lebten ca. zehn Millio-
nen Menschen in dem Gebiet Weißruss-
lands. Davon wurden bis 1944 ca. 
800.000 Menschen von den deutschen 
Okkupanten umgebracht: bis zu 550.000 
Juden, bis zu 250.000 Weißrussen und 
ca. 100.000 Angehörige anderer Volks-
gruppen. Musial nennt auch noch die 
Zahl von ca. 700.000 russischen Kriegs-
gefangenen als Opfer in weißrussischen 
Lagern, die meistens verhungerten.
Am Beispiel der Verlustzahlen auf bei-
den Seiten wird die statistische Proble-
matik offizieller Meldungen aus der Ver-
gangenheit deutlich: Aus den unter-
schiedlichen Verlustangaben auf sowje-
tischer Seite – erfahrungsgemäß werden 
die eigenen Verluste immer herunterge-
spielt – schließt Musial, dass sich die Par-
tisanenverluste zwischen 1941 und 1944 
auf mindestens 25.681 Gefallene, 11.697 
Verschollene und 1.030 Gefangene be-
laufen. Demgegenüber sprechen die 
Meldungen der Heeresgruppe Mitte von 
100.000 „vernichteten Partisanen“ allein 
bis Januar 1943. Auch wenn diese Zahl 
realistisch sein sollte, muss berücksich-
tigt werden, dass darin auch die zahlrei-
chen Massaker an der Zivilbevölkerung 
im Zuge von „Partisanenmaßnahmen“ 
enthalten sind. Realistischer dürften die 
Verlustzahlen auf deutscher Seite sein, 
da das entsprechende Meldewesen der 
deutschen Kriegsbürokratie „lückenlos“ 
war. Die Verluste an deutschen Soldaten 
belaufen sich danach auf 6.000 bis 
7.000. Die sowjetische Militäradminist-
ration gab dagegen ca. 470.000 getöte-
te deutsche Soldaten im Partisanenkrieg 
Weißrusslands an.
Musial entwickelt eine differenzierte 
Chronologie des weißrussischen Parti-
sanenkrieges und kommt zu folgenden 
Phasen und „Wenden“: 1941: Der schwie-
rige Beginn; 1942: Wendepunkt; 1943: 
Höhepunkt; 1943/44: Schienenkrieg; 
1944: Endphase und Einmarsch der Ro-
ten Armee in das Partisanengebiet. 
Er relativiert offizielle „Er folgsmeldun-
gen“ auf beiden Seiten und den Mythos 
vom „heldenhaften Kampf“ partei- und 
sowjettreuer Kämpfer einerseits und an-
dererseits die deutsche Propaganda 
von den „feigen Banden“. Der gnaden-
lose irreguläre Krieg wurde auf beiden 
Seiten mit aller Brutalität und Men-

schenverachtung geführt. Die meisten 
Opfer kommen dabei aus der Gruppe 
der unbeteiligten Zivilbevölkerung, die 
vor allem unter den deutschen „Antipar-
tisanen-Aktionen“ extrem lit t.
Erfolge und Misserfolge auf beiden 
Seiten werden ausführlich dargestellt 
und analysiert. Musial verdeutlicht die 
Dimensionen des Partisanenkriegs in 
Weißrussland anhand konkreter Zahlen: 
Der „Höhepunkt“ des Partisanenkrieges 
1943 bedeutet: Im August 1942 gab es in 
Weißrussland 252 Partisanenabteilun-
gen mit 27.444 Partisanen; im März 1943 
waren es 562 Abteilungen mit 61.140 
Partisanen und im Dezember 1943 wuch-
sen die Abteilungen auf 720 mit 123.420 
Kämpfern an. Das waren ca. 70 Prozent 
aller operierenden sowjetischen Partisa-
nen. Die Gesamtzahl betrug Ende 1943: 
1.106 Abteilungen mit 175.510 Parti-
sanen. Trotz dieser enormen quantitati-
ven Entwicklung blieben entsprechende 
nachhaltige „Erfolge“ gegenüber der 
deutschen Besatzungsmacht jedoch aus. 
So kam es auf deutscher Seite 1943 und 
1944 immer wieder zu großangeleg- 
ten Antipartisanen-Aktionen, mit denen 
bestimmte Regionen – wie es im deut-
schen Sprachgebrauch hieß – „gesäu-
bert“ werden sollten. 
Neben der Phasen-Chronologie des 
weißrussischen Partisanenkrieges ste-
hen vor allem systematische Aspekte im 
Vordergrund. Hier liegt nicht nur der 
Schwerpunkt, sondern auch die Stärke 
von Musials Darstellung. Der Alltag und 
ihre Probleme werden plastisch und kon-
kret greifbar: Versorgung der Partisanen 
mit Waffen, Munition, Medikamenten 
und Lebensmitteln, Disziplinprobleme, 
Umgang mit Agenten und Verrätern, Ko-
ordinierung der verschiedenen Partisa-
nengruppen, Krankheiten, interne Ausei-
nandersetzungen, Übergriffe auf die Be-
völkerung. Ausführlich beschäftigt sich 
Musial mit der Sozialgeschichte, d.h. mit 
der ethnischen Zusammensetzung, mit 
Zwangsrekrutierungen und mit der Rolle 
von Frauen. Intensiv wird auch die Situa-
tion der Juden und Polen und das Ver-
hältnis zu den Partisanen erörtert. Vor 
allem das Schicksal der Juden – 1941 
lebten ca. 840.000 Juden in Weißruss-
land und stellten die drittstärkste Bevöl-
kerungsgruppe dar – wird ausführlich 
aufgezeigt. Das Verhältnis Juden–Parti-
sanen war ambivalent. Juden wurden 
von Partisanen immer wieder umge-
bracht oder verfolgt, aber auch in ihren 
Abteilungen geduldet. Die meisten der 
ca. 30.000 bis 50.000 Flüchtlinge, die 
vor den Deutschen in die Wälder flohen, 
kamen jedoch um. Ein kleiner Teil schloss 
sich den Partisanen an bzw. gründete ei-
gene Partisanengruppen. Diese Ge-
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schichte jüdischer Partisanen, die vor al-
lem in der Sowjetunion und in Polen ope-
rierten, wurde erst in den letzten Jahren 
durch Biografien und Forschungen an 
die Öffentlichkeit gebracht und beleuch-
tet ein bislang eher unbekanntes Kapitel 
des Partisanenkriegs im Zweiten Welt-
krieg. In Weißrussland wird die Zahl der 
jüdischen Partisanen zwischen 5.000 
und 15.000 geschätzt. Musial spricht 
von 2,6 Prozent aller sowjetischen Parti-
sanen in Weißrussland.
Fazit: Neben der Chronologie des Par-
tisanenkrieges sind es vor allem die so-
zialgeschichtlichen und sozialpsycho-
logischen Facetten, die dem Band eine 
herausragende Bedeutung geben. Er 
zeichnet für die Forschung ein realisti-
sches Bild des zentralen Partisanen-
kriegsschauplatzes in der Sowjetunion 
nach und bietet eine gute Gelegenheit, 
diesen barbarisch geführten irregulä-
ren Krieg neu zu deuten. Die Studie ist 
eine große Chance für einen zukünfti-
gen politischen und historischen Diskurs 
und räumt mit Unwahrheiten und Legen-
den auf, die die Aufarbeitung bis heute 
belasten. Ulrich Klemm 

Kalte Kinder. 

Ingrid Eißele:
Sie kennen kein Mitgefühl. 
Sie entgleiten uns.
Verlag Herder, Freiburg im Breisgau 2009.
219 Seiten, 18,95 Euro.

Jugendgewalt ist in unserer Gesellschaft 
(beinahe) zum alltäglichen Phänomen 

geworden. Jenseits aller sensationsgieri-
gen Berichterstattung in den Medien of-
fenbart von Kindern und Jugendlichen 
ausgeübte Gewalt psychische, soziale 
und gesellschaftliche Problemlagen. Kla-
gen über Familien, die ihrer Erziehungs-
verantwortung nicht mehr gerecht wer-
den, häufen sich. Kinder und Jugendliche 
leiden unter einem Mangel an sozialer 
Wärme und klagen über unzureichende 
Geborgenheit. Die Auflösung sozialer 
Milieus und eine zunehmende Individua-
lisierung gehen bei Kindern und Jugend-
lichen einher mit Perspektivlosigkeit und 
Frustrationen, die sich durch Aggression 
und Gewalt Luft verschaffen. Ingrid Eiße-
le thematisiert diesen Ursachenkomplex 
und nimmt dabei die Biografien sozial 
verhaltensauffälliger und gewalttätiger 
Jugendlicher sowie deren familiäres Um-
feld in den Blick. In all den Einzelfallstudi-
en wird deutlich, dass ein ausschlagge-
bender Faktor für die skrupellose Ge-
waltanwendung Jugendlicher mithin ein 
gravierender Mangel an Empathie ist. 
Die Fähigkeit, sich in andere einfühlen zu 
können, ist bei sozial verhaltensauffälli-
gen und zu Gewalttätigkeiten neigen-
den Kindern und Jugendlichen oftmals 
nur unzureichend entwickelt. Ausgehend 
von Einzelfällen jugendlicher Gewalttä-
ter entfaltet Eißele sensibel die Biografi-
en von „kalten Kindern“ und zeigt die oft 
leidvollen Lebenswege und Facetten ei-
ner misslungenen Sozialisation auf. Die 
dichten Beschreibungen gewinnen durch 
fachkundige Abhandlungen über neuro-
biologische, entwicklungspsychologi-
sche, lerntheoretische und sozialpsycho-
logische und familiäre Faktoren, die für 

eine gelingende oder misslungene Ent-
wicklung der Empathiefähigkeit aus-
schlaggebend sind. Konzise werden 
hierbei auch neuere Erkenntnisse der 
Hirnforschung und die Entdeckung der 
Spiegelneuronen – Nervenzellen, die 
bereits Säuglinge in Kontakt zu ihren El-
tern bringen und die Basis für ein wech-
selseitiges intuitives Verständnis – darge-
legt. Für die biografischen Studien wer-
den bewusst Kinder aus unterschiedli-
chen sozialen Milieus gewählt. Die 
Auflösung verbindlicher familiärer Bezie-
hungen und alltäglicher „Dschungel-
krieg“ in der Familie sind kein ausschließ-
liches Kennzeichen unterer sozialer Mili-
eus. Auch Wohlstandsverwahrlosung 
kann zu Bindungslosigkeit und Empathie-
mangel führen. Ingrid Eißele beschreibt 
nicht nur Missstände. Das Buch macht 
auch Mut: Es lässt Sozialpädagogen, 
Therapeuten und Hebammen, die Eltern 
helfen, Gespür für die Bedürfnisse der 
Kleinsten zu entwickeln, zu Wort kom-
men. Am Beispiel des Präventionspro-
gramms „Faustlos“ des Heidelberger Psy-
choanalytikers Manfred Cierpka sowie 
der in der Grund- und Hauptschule Am-
merbuch-Altingen praktizierten Schulkul-
tur und Mediationspraxis werden Mög-
lichkeiten geschildert, wie Empathiedefi-
ziten pädagogisch wirksam begegnet 
werden kann. Das Buch der in Baden-
Württemberg ansässigen Korrespon-
dentin des Nachrichtenmagazins „Der 
Stern“ überzeugt durch eine verständli-
che, lesefreundliche Darstellung sowie 
den steten Wechsel zwischen essayisti-
schen und analysierenden Textpassa-
gen. Siegfried Frech
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Assistentin: Regina Bossert  -82

* Paulinenstraße 44-46, 70178 Stuttgart 
 Fax: 0711/164099-55

LpB-Shops/Publikationsausgaben

Bad Urach  Hanner Steige 1, Telefon 07125/152-0
 Montag bis Freitag 
 8.00–12.00 Uhr und 13.00–16.30 Uhr

Freiburg   Bertoldstraße 55, Telefon 0761/20773-0 
 Dienstag und Donnerstag 9.00–17.00 Uhr

Heidelberg Plöck 22, Telefon 06221/6078-0
 Dienstag 9.00–15.00 Uhr
 Mittwoch und Donnerstag 13.00–17.00 Uhr

Stuttgart  Staffl enbergstraße 38,  
 Telefon 0711/164099-66 
 Montag und Mittwoch 14.00–17.00 Uhr

Newsletter „einblick“  
anfordern unter www.lpb-bw.de

Tot_Regime_Ums.indd   U:3Tot_Regime_Ums.indd   U:3 10.03.10   10.03.10 / 12:0510.03.10   10.03.10 / 12:05




